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2. Auflage

Der neue GrStG, BewG Kommentar mit Online-Aktualisierung

Der neue NWB Grundsteuergesetz Kommentar stellt Ihnen fundierte und  
praxisnahe Kommentierungen der Bundesregelung sowie der länderspezifi­
schen Sonderregelungen zur Verfügung. Er unterstützt Sie bei der Anwendung 
der neuen Bewertungsvorschriften im Rahmen der Hauptfeststellung auf den 
1.1.2022 und der Erstellung der Feststellungserklärungen durch eine praxis­
nahe Kommentierung des neuen Bewertungsrechts (§§ 218–266 BewG). Die 
Neuauflage berücksichtigt die aktuellen Änderungen durch die koordinierten 
Erlasse der Länder – AEBewGrSt – vom 9.11.2021 zur Bewertung des Grund­
besitzes für die Grundsteuer ab 1.1.2022. 

Von der Bundesregelung abweichende Sonderregelungen der Länder werden 
in einem separaten Teil C des Werks ausführlich kommentiert.

Besonders hervorzuheben sind die Erstkommentierungen der neuen Vorschriften. 

 ► des Landesgrundsteuergesetzes Baden­Württemberg (LGrStG BW),

 ► des Bayerischen Grundsteuergesetzes (BayGrStG), 

 ► des Hessischen Grundsteuergesetzes (HGrStG), 

 ► des Niedersächsischen Grundsteuergesetzes (NGrStG),

 ► des saarländischen Grundsteuergesetzes (GrStG­Saar) und

 ► des sächsischen Grundsteuergesetzes (SächsGrStMG).

Der Kommentar bleibt durch Newseinschuss und (Online­) Aktualisierungen 
sowohl der Bundesregelung als auch der länderspezifischen Regelungen im­
mer aktuell. Zahlreiche Beispiele und Praxishinweise helfen bei der optimalen 
Mandantenberatung.

Der Herausgeber: Mathias Grootens, Dipl.­Finanzwirt (FH), ist Autor zahlrei­
cher Publikationen zum Erbschaftsteuer­ und Bewertungsrecht.

Das Autorenteam setzt sich aus Autoren aus Beraterschaft, Verwaltung und 
Lehre zusammen, die beruflich schwerpunktmäßig im Bereich der kommen­
tierten Vorschriften tätig sind.
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Die Grundsteuer ist mit einem bundesweiten Aufkommen von mehr als 14 Mrd.A pro Jahr ein wichti-
ger Baustein der kommunalen Finanzausstattung. Anders als die Gewerbesteuer ist die Grundsteuer
keinen konjunkturellen Schwankungen unterworfen und sorgt somit fÅr Planungssicherheit bei den
Kommunen. Auch wenn in den letzten Jahren Einzel�ußerungen im Schrifttum die Abschaffung der
Grundsteuer gefordert und dies mit den verfassungsrechtlichen Problemen bei der Wertermittlung und
dem damit einhergehenden hohen Verwaltungsaufwand begrÅndet hatten, steht die Grundsteuer als
solche nicht zur Disposition. Gleichzeitig ist der Reformbedarf bei der Grundsteuer seit Jahrzehnten un-
bestritten gewesen. Die ReformbedÅrftigkeit ergab sich nicht zuletzt auch daraus, dass in den jungen
Bundesl�ndern bis heute die Wertverh�ltnisse vom 1.1.1935 maßgeblich sind, w�hrend in den alten
Bundesl�ndern die Einheitswerte der Hauptfeststellung auf den 1.1.1964 der Grundsteuer zu Grunde
gelegt werden.

Erste BeschlÅsse der Finanzministerkonferenz zur Reform des Grundsteuerrechts gehen bereits auf das
Jahr 1995 zurÅck und haben eine Vielzahl von Reforminitiativen ausgelÇst, die letztendlich aber alle-
samt keine politische Mehrheit gefunden haben. Zu nennen sind hier insbesondere der sog. „Nomen-
klaturvorschlag“ der L�nder Bayern und Rheinland-Pfalz aus dem Jahr 2004, die in den Jahren 2010–
2013 diskutierten Modelle einzelner L�nderarbeitsgruppen („Verkehrswertmodell“, „Wertunabh�ngiges
Modell“, „Geb�udewertunabh�ngiges Kombinationsmodell“), sowie die der Diskontinuit�t anheimge-
fallene Bundesratsinitiative aus dem Jahr 2016 („Kostenwertmodell“, BR-Drucks. 515/16).

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts v. 10.4.2018 (1 BvL 11/14, BGBl 2018 I S. 531)
stand der Gesetzgeber unter Druck. Das Bundesverfassungsgericht hatte die Verfassungswidrigkeit der
Einheitsbewertung ab dem 1.1.2002 wegen eines Verstoßes gegen Art. 3 Abs. 1 GG festgestellt. Im Rah-
men einer zweistufigen �bergangsfrist war der Gesetzgeber gefordert, bis zum 31.12.2019 eine Neu-
regelung der Bewertungsvorschriften zu verabschieden. Nach VerkÅndung einer Neuregelung dÅrfen
die beanstandeten Regelungen fÅr weitere fÅnf Jahre ab der VerkÅndung, l�ngstens aber bis zum
31.12.2024, angewandt werden. Diese nach Dauer und Struktur ungewÇhnliche Fortgeltungsanord-
nung war nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts durch die besonderen Sachgesetzlichkeiten
der Grundsteuer geboten und von daher ausnahmsweise gerechtfertigt, weil ansonsten die ernsthafte
Gefahr bestÅnde, dass viele Gemeinden ohne die Einnahmen aus der Grundsteuer in gravierende Haus-
haltsprobleme gerieten.

Der Gesetzgeber hat mit der Verabschiedung des Grundsteuer-Reformgesetzes (GrStRefG) v. 26.11.2019
fristgerecht neue Bewertungsregelungen geschaffen, die neben dem vom Bundesverfassungsgericht
beanstandeten Bereich des GrundvermÇgens auch neue Bewertungsvorschriften fÅr das land- und
forstwirtschaftliche VermÇgen umfassen. Der Gesetzgeber hat zudem angeordnet, eine Hauptfeststel-
lung fÅr die Grundsteuerwerte auf den 1.1.2022 durchzufÅhren. Dieses zeitliche Vorziehen der Neube-
wertung ist notwendig, um rechtzeitig bis Ende 2024 eine fl�chendeckende neue Bemessungsgrund-
lage fÅr die Grundsteuer sicherstellen zu kÇnnen. Flankiert wurde das GrStRefG zum einen durch ein
Gesetz zur �nderung des Grundgesetzes v. 15.11.2019, mit dem die konkurrierende Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes fÅr die Grundsteuer aufgrund daran zweifelnder Stimmen in der Literatur abge-
sichert wurde. Zum anderen wurde durch das Gesetz zur �nderung des Grundsteuergesetzes zur Mobi-
lisierung baureifer GrundstÅcke fÅr die Bebauung v. 30.11.2019 den Gemeinden das Recht zugespro-



chen, fÅr bestimmte unbebaute GrundstÅcke aus st�dtebaulichen GrÅnden einen hÇheren Grundsteu-
erhebesatz festzusetzen („Grundsteuer C“). Zwischenzeitlich sind mit dem JStG 2020 v. 21.12.2020,
dem Fondsstandortgesetz v. 3.6.2021 und dem Grundsteuerreform-Umsetzungsgesetz (GrStRefUG)
v. 16.7.2021 bereits vor Inkrafttreten der Neuregelungen Klarstellungen und Erg�nzungen am Gesetzes-
text i. d. F. des GrStRefG vorgenommen worden. DarÅber hinaus sind klarstellende Anwendungserlasse
zum GrundvermÇgen und zum land- und forstwirtschaftlichen VermÇgen (AEBewGrSt v. 9.11.2021) er-
gangen, in denen die Verwaltungsauffassung in zahlreichen Zweifelsfragen dargelegt wird. Die enge
zeitliche Abfolge der �nderungsgesetze verdeutlicht nochmals den auf dem Gesetzgeber lastenden
großen Druck, die Reform zur Sicherung des Grundsteueraufkommens erfolgreich umzusetzen.

LosgelÇst von der bundesgesetzlichen Neuregelung besteht fÅr die L�nder aufgrund der mit der �nde-
rung des Grundgesetzes ebenfalls neu eingefÅhrten L�nderÇffnungsklausel in Art. 72 Abs. 3 Satz 1
Nr. 7GG die MÇglichkeit, im Bereich der Grundsteuer abweichendes Landesrecht aufgrund eigener Ge-
setzgebungskompetenz zur Anwendung kommen zu lassen. Die �ffnungsklausel umfasst nicht nur die
MÇglichkeit der Schaffung individueller Regelungen zur Bemessungsgrundlage, sondern auch zur
Schaffung abweichender Regelungen im Grundsteuergesetz, z. B. im Bereich der Steuermesszahlen
oder der Steuerbefreiungen. Von der MÇglichkeit der Schaffung individueller Regelungen zur Bemes-
sungsgrundlage haben fÅr den Bereich des GrundvermÇgens die Bundesl�nder Baden-WÅrttemberg,
Bayern, Hamburg, Hessen und Niedersachsen Gebrauch gemacht. Die Bundesl�nder Sachsen und das
Saarland folgen dem Bundesmodell auf der Bewertungsebene, haben aber von § 15 GrStG abweichende
Messzahlen gesetzlich geregelt. Die Verfassungsm�ßigkeit der jeweiligen L�nderregelungen wird in der
Literatur teilweise kritisch betrachtet. Letztlich werden die L�nder die Verfassungsm�ßigkeit der ge-
w�hlten Modelle selbst verantworten mÅssen.

Der neue GrStG/BewG Kommentar unterstÅtzt den steuerlichen Berater bei der Anwendung der neuen
Bewertungsvorschriften und der Erstellung der Feststellungserkl�rungen im Rahmen der Hauptfeststel-
lung auf den 1.1.2022 durch eine praxisnahe Kommentierung des neuen Bewertungsrechts (§§ 218–
266 BewG). In dieser Auflage sind auch die umfassenden und ausfÅhrlichen Kommentierungen der je-
weiligen Landesgesetze enthalten, mit denen vom Bundesrecht abweichende Regelungen geschaffen
wurden. Lediglich die Kommentierung des HmbGrStG des Landes Hamburg lag bei Drucklegung dieses
Kommentars noch nicht vor und wird zeitnah in der Online-Version dieses Kommentars nachgeliefert.
Gleichzeitig bleibt der Kommentar durch Newseinschuss und (Online-)Aktualisierungen immer aktuell.
Dies betrifft vor allem die im Zeitpunkt der Drucklegung des Kommentars z.T. noch nicht verÇffentlich-
ten Anwendungserlasse der L�nder zu den jeweiligen Landesgesetzen, die zeitnah in die Online-Version
des Kommentars eingearbeitet werden.

Ganz besonders bedanke ich mich bei den Autoren, die die Erstellung dieses Kommentars neben der
T�tigkeit in der Verwaltung und in den Kanzleien geschultert haben und mit den laufenden Aktualisie-
rungen der Online-Version das Werk stets auf einem aktuellen Stand halten. FÅr Anregungen und Hin-
weise zum Inhalt sind Herausgeber und Autoren stets dankbar.

Werne, im Mai 2022 Mathias Grootens

Dipl-Finanzwirt (FH)
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B. Systematische Kommentierung

I. Grundlage der Ermittlung des j�hrlichen Rohertrags des GrundstÅcks
AusgangsgrÇße der Bewertung im Ertragswertverfahren gem. § 252 BewG ist der j�hrliche
Rohertrag des GrundstÅcks. Bei Wohngeb�uden (Ein- und Zweifamilienh�usern, Mietwohn-
grundstÅcke und Wohnungseigentum) wird der j�hrliche Rohertrag aus VereinfachungsgrÅn-
den auf der Grundlage von aus dem Mikrozensus des Statistischen Bundesamtes abgeleiteten
durchschnittlichen Nettokaltmieten je Quadratmeter Wohnfl�che, die in

" drei GrundstÅcksarten (Einfamilienhaus, Zweifamilienhaus, MietwohngrundstÅck),

" dreiWohnfl�chengruppen (unter 60 m2, 60–100 m2 und Åber 100 m2) sowie

" fÅnf Baujahrgruppen (bis 1948, 1949–1978, 1979–1990, 1991–2000 und ab 2001)

unterschieden werden, ermittelt. Diese Mieten werden des Weiteren nach

" sieben gemeindescharfen Mietniveaustufen1

differenziert und sind in Anlage 39 zum BewG niedergelegt worden. Die Erkl�rung der tats�ch-
lichen Mieteinnahmen durch den Steuerpflichtigen oder die Ermittlung einer Åblichen Miete
ist ausgeschlossen (vgl. dazu auch fi Rz. 68). Zur Berechnung der Wohnfl�che ist die WoFIV2

heranzuziehen. Wurde sie bis zum 31.12.2003 nach der II. BV3 ermittelt, ist der entsprechende
Wert der Berechnung zugrunde zu legen, sofern nach dem 31.12.2003 keine baulichen �nde-
rungen an dem Wohnraum vorgenommen worden sind, die eine Neuberechnung erforderlich
machen (vgl. § 5 WoFlV).

Diese Auff�cherung der Mietwerte wird fÅr jedes Bundesland separat vorgenommen. Die Un-
terschiede innerhalb des Bundeslandes werden Åber einen Zu- oder Abschlag auf den jeweili-
gen Wert fÅr das Bundesland nach Maßgabe einer Mietniveaueinstufung vorgenommen (vgl.
fi Rz. 61 ff.). De facto handelt es sich nach zutreffendem Hinweis von LÇhr bei dem einheitli-
chen Mietansatz um einen Kompromiss zwischen dem wertabh�ngigen und dem wertunab-
h�ngigen Modell.4 Beiden Modellen l�gen aber ganz unterschiedliche Bewertungsziele und Be-
lastungsgrÅnde zu Grunde, weswegen ein solcher Kompromiss systemfremd sei.

Die Anwendung einer durchschnittlichen Miete auf statistischer Grundlage vereinfacht in ei-
nem Massenverfahren nach Ansicht des Gesetzgebers5 insbesondere die F�lle, in denen Grund-
stÅcke eigengenutzt, ungenutzt, zu vorÅbergehendem Gebrauch oder unentgeltlich Åberlas-
sen werden. Die Erkl�rung der tats�chlichen Mieteinnahmen durch den Steuerpflichtigen und
die Ermittlung einer Åblichen Miete i. S. des § 79 Abs. 2 BewG ist dadurch entbehrlich.

Die der Anlage 39 zum BewG i. d. F. des GrStRefG zu Grunde liegenden Daten entstammen
dem Mikrozensus 2014. Sie wurden auf den Bewertungsstichtag 1.1.2022 hochgerechnet und
sollten so als aktuelle Werte der ersten Hauptfeststellung am 1.1.2022 zu Grund gelegt wer-
den. Mittlerweile liegen aktuellere statistische Daten – insbesondere der Mikrozensus 2018 –
vor. DarÅber hinaus hat sich auch die Zuordnung der Gemeinden zu den Mietniveaustufen un-
ter anderem durch die EinfÅhrung einer neuen Mietniveaustufe 7 ver�ndert. Die Neuberech-
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1 Anmerkung: in der Anlage 39 zum BewG i. d. F. des GrStRefG waren zun�chst nur 6 Mietniveaustufen vorgesehen (vgl.
fi Rz. 34).

2 Wohnfl�chenverordnung v. 25.11.2003, BGBl I 2003 S. 2346.

3 Zweite Berechnungsverordnung i. d. F.v. 12.10.1990, BGBl I 1990 S. 2178.

4 LÇhr, DStR 28/2019 S. 1433.

5 BT-Drucks. 19/11085 S. 115.
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nung der maßgeblichen Nettokaltmieten hat im Ergebnis zu ver�nderten und vielfach hÇheren
Wertans�tzen gefÅhrt. Die zur Ermittlung des Rohertrags nach § 254 BewG erforderlichen Net-
tokaltmieten nach Anlage 39 zu § 254 BewG wurden daher mit dem GrStRefUG1 v. 16.7.2021
durch die neu berechneten Werte ersetzt und eine Mietniveaustufe 7 nebst Zuschlag neu ein-
gefÅhrt. Mit den �nderungen soll sichergestellt werden, dass das Bewertungsziel eines objekti-
viert-realen Grundsteuerwerts als Bemessungsgrundlage fÅr eine relations- und realit�ts-
gerechte Besteuerung erreicht wird.2 Um in Anbetracht der hÇheren Mietans�tze der neuge-
fassten Anlagen 39 zum BewG keine versteckte ErhÇhung der Grundsteuer fÅr die Wohn-
grundstÅcke zu verursachen, wurde gleichzeitig die Steuermesszahl fÅr die WohngrundstÅcke
von 0,34 Promille auf 0,31 Promille gesenkt (vgl. § 15 Abs. 1 Nr. 2a GrStG i. d. F. des GrStRefUG).

PPRRAAXXIISSHHIINNWWEEIISS::

Diese Absenkung wird im Einzelfall die mit der Neufassung der Anlage39 zum BewG einhergehenden
Mietsteigerungen nur teilweise kompensieren kÇnnen. So ist in Berlin der Mietansatz fÅr Wohnungen
mit einer Wohnfl�che von unter 60 m2 in MietwohngrundstÅcken mit Baujahr ab 2001 von 8,23 A/m2

auf 14,83 A/m2 gestiegen. Dieser prozentualen Steigerung von 80,19% beim Mietansatz steht eine Ab-
senkung der Messzahl fÅr WohngrundstÅcke um 8,82% gegenÅber. Im Ergebnis bedeutet dies eine deut-
liche Mehrbelastung dieser Wohnungen mit Grundsteuer durch die Anpassung der Mietans�tze.

(Einstweilen frei)

II. Ermittlung des j�hrlichen Rohertrags in besonderen Einzelf�llen

FÅr Wohnungseigentum gelten die Nettokaltmieten fÅr MietwohngrundstÅcke. Gleichwohl
unterscheiden sich die Bewertungsergebnisse fÅr Wohnungseigentum und Mietwohngrund-
stÅcke, da die fÅr Wohnungseigentum und MietwohngrundstÅcke unterschiedliche Bewirt-
schaftungskosten (vgl. § 255 BewG und Anlage 40 zum BewG) abzuziehen und unterschiedli-
che Liegenschaftszins�tze (vgl. § 256 BewG) anzuwenden sind. Besonders hohe Wertunter-
schiede ergeben sich in besonders hochwertigen Lagen, da in diesen Gebieten fÅr das Woh-
nungseigentum ein abweichender niedrigerer Liegenschaftszinssatz anzuwenden ist (vgl. we-
gen der dadurch entstehenden Wertverzerrungen Grootens in Grootens, BewG §256 Rz. 54 ff.).

Bei WohngrundstÅcken mit mehr als einer Wohnung (Zweifamilienhaus, Mietwohngrund-
stÅck) ist jede Wohnung in eine der drei Wohnfl�chengruppen einzuordnen. Handelt es sich
bei dem zu bewertenden GrundstÅck um ein MietwohngrundstÅck, ein Einfamilienhaus oder
ein Zweifamilienhaus, kÇnnen sich neben den zu Wohnzwecken genutzten Geb�udefl�chen
auch zu eigenen oder fremden betrieblichen oder Çffentlichen Zwecken dienende Nutzfl�chen
befinden (vgl. § 249 Abs. 2, 3 und 4 BewG). Solche Fl�chen, die zu anderen als Wohnzwecken
genutzt werden, gelten aus VereinfachungsgrÅnden als Wohnfl�che.3 FÅr diese Fl�chen ist bei
MietwohngrundstÅcken die fÅr Wohnungen mit einer Fl�che unter 60 m2 geltende monatliche
Nettokaltmiete in A je m2 Nutzfl�che (ohne ZubehÇrr�ume) anzusetzen. Bei Ein- und Zweifa-
milienh�usern sind diese Fl�chen zu der jeweiligen Wohnfl�che zu addieren. Lassen sich die
Nutzfl�chen bei einem Zweifamilienhaus nicht zweifelsfrei einer Wohnung zuordnen, beste-
hen nach Verwaltungsauffassung keine Bedenken, die Fl�chen zu der Wohnung mit dem nied-
rigeren Mietwert zu addieren.4 ZubehÇrr�ume wie z. B. Kellerr�ume, Abstellr�ume und Keller-
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1 GrStRefUG v. 16.7.2021, BGBl 2021 I S. 2931.

2 Vgl. BT-Drucks. 19/28902 S. 25.

3 Vgl. A 254 Abs. 3 S. 1-3 AEBewGrSt.

4 Vgl. A 254 Abs. 3 S. 4 AEBewGrSt.
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ersatzr�ume außerhalb der Wohnung, WaschkÅchen und Trockenr�ume, Bodenr�ume und
Heizungsr�ume bleiben außer Ansatz. R�ume, die zum dauernden Aufenthalt fÅr Wohnzwe-
cke ausgebaut wurden, sind keine ZubehÇrr�ume. FÅr Wohnr�ume, die den Wohnungsbegriff
des § 249 Abs. 10 BewG nicht erfÅllen (z. B. Wohnr�ume in einem Studentenwohnheim in Ge-
stalt eines Appartementhauses, vgl. Bock in Grootens, § 249 BewG Rz. 76 ff.), sind die fÅr Woh-
nungen bis zu einer GrÇße von 60 m2 maßgebenden Mieten anzusetzen.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Ein MietwohngrundstÅck in Berlin (Baujahr 1970) weist folgende Fl�chennutzung auf: Ein La-
denlokal im Erdgeschoss (200 m2 Nutzfl�che), vier kleine Wohnungen ( je 50 m2 Wohnfl�che) und acht
große Wohnungen ( je 140 m2 Wohnfl�che).

Mietansatz lt.
Anlage 39 zum

BewG

Jahresrohertrag

Ladenlokal 8,07A/m2 1 x 8,07A/m2 x 200 m2 x 12 = 19.368A

Kleine Wohnungen 8,07A/m2 4 x 8,07A/m2 x 50 m2 x 12 = 19.368A

Große Wohnungen 5,65A m2 8 x 5,65A/m2 x 140 m2 x 12 = 75.936A

Summe Jahresrohertrag = 103.862A

Wegen des noch fehlenden Zuschlags auf die Miete wegen des Mietniveaus der Stadt Berlin vgl.
fiRz. 61 ff.

Garagenstellpl�tze sind bundesweit mit einem Festwert von 35A monatlich anzusetzen. Auch
dieser Festwert unterliegt der gemeindebezogenen Anpassung durch die Mietniveaustufen
(vgl. fiRz. 61 ff. sowie wegen eines Beispiels Grootens in Grootens, § 252 BewG Rz. 86). Es ist
dennoch fraglich, ob dadurch eine relationsgerechte Bewertung von Garagen in l�ndlichen Re-
gionen und in Ballungsr�umen erreicht wird. FÅr sonstige Außenstellpl�tze und Carports er-
folgt kein gesonderter Ansatz.

Die typisierten Nettokaltmieten sind nach Baujahrgruppen differenziert. Bei einem kernsanier-
ten Geb�ude ist zur Einordnung des Geb�udes in die jeweilige Baujahrgruppe auf ein fiktives
Baujahr abzustellen, das sich aus dem Jahr der Kernsanierung abzÅglich 8 Jahre (= 10% der
wirtschaftlichen Gesamtnutzungsdauer) ergibt.1

(Einstweilen frei)

III. Zu- und Abschl�ge zum Rohertrag aufgrund des kommunalen
Mietniveaus

Um dem unterschiedlichen Mietpreisniveau innerhalb eines Bundeslandes gerecht zu werden,
sieht die Anlage 39 zum BewG in Teil II einen Zu- oder Abschlag auf die in Teil I der Anlage 39
zum BewG angegebene fÅr das jeweilige Bundesland geltende Nettokaltmiete vor. Die anzu-
setzenden Sollmieten erhÇhen oder vermindern sich in Abh�ngigkeit davon, wie die Gemeinde,
in der das GrundstÅck gelegen ist, nach § 12 Abs. 3 Wohngeldgesetz einzuordnen ist. Die Ein-
ordnung der Gemeinde und der dafÅr maßgebliche Gebietsstand ergibt sich aus der Miet-
NEinV2 v. 18.8.2021.3 Die Zuschlags�tze der Anlage 39 Teil II i. d. F. des GrStRefG v. 26.11.2019
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1 Vgl. fÅr ein Beispiel Grootens in Grootens, § 253 BewG Rz. 75.

2 Mietniveau-Einstufungsverordnung – MietNEinV v. 18.8.2021, BGBl I 2021 S. 3738.

3 Vgl. zur Erm�chtigung des BMF zum Erlass der MietNEinV Grootens in Grootens, BewG §263 Rz. 36 ff. sowie fiRz. 63.
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Saunalandschaften mit Außenschwimmbecken). Dies ist im Rahmen einer typisierten Bewer-
tung m. E. aus GrÅnden der Verwaltungsvereinfachung hinzunehmen.

(Einstweilen frei)

II. Ermittlung des Geb�udenormalherstellungswerts (§ 259 Abs. 2 BewG)

1. Ermittlung des Geb�udewertes bei wirtschaftlichen Einheiten mit einem Geb�ude

a) Maßgebliche Bewertungsfaktoren

Der Geb�udenormalherstellungswert entspricht dem Produkt aus der Brutto-Grundfl�che und
den am Hauptfeststellungszeitpunkt maßgebenden Normalherstellungskosten. Die maß-
gebenden Normalherstellungskosten sind durch Indizierung der Normalherstellungskosten
aus Anlage 42 Teil II zum BewG anhand des Baupreisindex gem. § 259 Abs. 3 BewG zu ermit-
teln. Wegen der Ermittlung der Normalherstellungskosten vgl. fi Rz. 36 ff. und wegen der Er-
mittlungdes maßgebenden Indexfaktors vgl. fi Rz. 71 ff.

Teileigentum ist in Abh�ngigkeit von der baulichen Gestaltung den Geb�udearten der Anla-
ge 42 zum BewG zuzuordnen (vgl. fiRz. 42 ff.). Normalherstellungskosten fÅr nicht aufgefÅhr-
te Geb�udearten sind aus den Normalherstellungskosten vergleichbarer Geb�udearten abzu-
leiten (Auffangklausel, vgl. fiRz. 37).

b) Ermittlung der Brutto-Grundfl�che

Die Definition der Brutto-Grundfl�che (BGF) ergibt sich aus Anlage 42 Teil I zum BewG. Die
BGF ist die Summe der bezogen auf die jeweilige Geb�udeart marktÅblich nutzbaren Grund-
fl�chen aller Grundrissebenen eines Bauwerks. In Anlehnung an die DIN 277-1:2005-02 sind
bei den Grundfl�chen folgende Bereiche zu unterscheiden:

" Bereich a: Åberdeckt und allseitig in voller HÇhe umschlossen,

" Bereich b: Åberdeckt, jedoch nicht allseitig in voller HÇhe umschlossen,

" Bereich c: nicht Åberdeckt.

FÅr die Anwendung der Normalherstellungskosten (NHK) sind im Rahmen der Ermittlung der
BGF nur die Grundfl�chen der Bereiche a und b zugrunde zu legen. Balkone, auch wenn sie
Åberdeckt sind, sind dem Bereich c zuzuordnen (vgl. zur Veranschaulichung auchfi Rz. 57). Fl�-
chen des Bereiches b sind an Stellen, an denen sie nicht umschlossen sind, bis zur vertikalen
Projektion ihrer �berdeckung zu ermitteln. BGF von Bauteilen (Konstruktions-Grundfl�chen),
die zwischen den Bereichen a und b liegen, sind dem Bereich a zuzuordnen.

FÅr die Ermittlung der BGF sind die �ußeren Maße der Bauteile einschließlich Bekleidung, z. B.
Putz und Außenschalen mehrschaliger Wandkonstruktionen, in HÇhe der Bodenbelagsober-
kanten anzusetzen. Grundfl�chen von waagerechten Fl�chen sind aus ihren tats�chlichen Ma-
ßen, Grundfl�chen von schr�g liegenden Fl�chen (z. B. TribÅnen, Zuschauerr�umen, Treppen
und Rampen) aus ihrer vertikalen Projektion zu ermitteln. Die BGF ist in Quadratmeter anzuge-
ben.

PPRRAAXXIISSHHIINNWWEEIISS::

Nicht zur BGF gehÇren z. B. Fl�chen von SpitzbÇden und Kriechkellern, Fl�chen, die ausschließlich der War-
tung, Inspektion und Instandsetzung von Baukonstruktionen und technischen Anlagen dienen (z. B. nicht
nutzbare Dachfl�chen, fest installierte Dachleitern und -stege, Wartungsstege in abgeh�ngten Decken),
sowie Fl�chen unter konstruktiven Hohlr�umen, z. B. Åber abgeh�ngten Decken.
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Im Einzelnen sind folgende Fl�chen in die Brutto-Grundfl�che einzubeziehen:

Auf die BGF anzurechnen sind auch nutzbare Dachgeschossfl�chen. Zur Vereinheitlichung der
Rechtsanwendung hat die Finanzverwaltung im AEBewGrSt Vorgaben1 gemacht, in welchen
F�llen nutzbare Dachgeschosse vorliegen sollen:

Dachgeschoss

nicht nutzbar eingeschränkt nutzbar nutzbar

Anrechnung der Grundfläche der Dachgeschossebene bei der Ermittlung der BGF

keine Anrechnung volle Anrechnung volle Anrechnung

≤ ca. 1,25 m ≤ ca. 2,00 m ≥ ca. 2,00 m

BewG §259 57 – 58 Ermittlung des Geb�udesachwerts
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1 Vgl. A 259.4 Abs. 3 AEBewGrSt.
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In der betrieblichen Praxis kommt es nach zutreffendem Hinweis von WÅnnemann/Koller1 ge-
rade bei �lteren Geb�uden vor, dass die Brutto-Grundfl�chen nicht oder nicht digital verfÅgbar
sind und daher erst durch Berechnungen oder Vermessungen ermittelt werden mÅssten. Dies
kÇnne mit einem erheblichen Aufwand verbunden sein, der m. E. eine fristgerechte Erkl�rungs-
abgabe erschwert. Dies gilt umso mehr, wenn zum Hauptfeststellungszeitpunkt 1.1.2022 Ver-
messungsbÅros und Sachverst�ndige durch zahlreiche gleichlautende Anfragen Åberlastet
sind. Eine vereinfachte �berleitung der Kubikmeterzahl in die Brutto-Grundfl�che, wie WÅnne-
mann/Koller als sachgerecht vorschlagen, ist wegen der dadurch entstehenden großen Typisie-
rungen und damit einhergehenden Wertverzerrungen gleichwohl ebenso abzulehnen wie ver-
einfachte Berechnungen anhand der Umrechnungsfaktoren des Baukosteninformationszen-
trum Deutscher Architektenkammern (BKI), wie sie Nagel vorschl�gt.2 Eine einmalige Ermitt-
lung der Brutto-Grundfl�che ist dem Steuerpflichtigen m. E. zuzumuten. An den folgenden
Hauptfeststellungszeitpunkten kann die ermittelte Brutto-Grundfl�che Åbernommen werden,
sofern keine baulichen Ver�nderungen vorgenommen worden sind.

(Einstweilen frei)

2. Ermittlung des Geb�udewertes bei wirtschaftlichen Einheiten mit mehreren Geb�uden
oder Geb�udeteilen

Besteht eine wirtschaftliche Einheit aus mehreren Geb�uden oder Geb�udeteilen von einer
gewissen Selbst�ndigkeit, die

" eine verschiedene Bauart aufweisen,

" unterschiedlich genutzt werden

" oder die in verschiedenen Jahren bezugsfertig geworden sind,

ist jedes Geb�ude und jeder Geb�udeteil fÅr sich zu bewerten. Normalherstellungskostensatz,
Brutto-Grundfl�che und Alterswertminderung sind jeweils gesondert zu ermitteln.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Ist z. B. ein GrundstÅck mit einem Verwaltungsgeb�ude und einer Produktionshalle bebaut, er-
gibt die Summe aus dem Geb�udesachwert des Verwaltungsgeb�udes und dem Geb�udesachwert der
Produktionshalle den Geb�udewert. Die anzusetzenden Normalherstellungskosten, die Brutto-Grund-
fl�che und die Alterswertminderung sind fÅr die beiden Geb�udejeweils gesondert zu ermitteln.

FÅr selbst�ndige Geb�ude oder Geb�udeteile, fÅr die in den Anlagen zum BewG keine Geb�u-
deart ausgewiesen ist, sind die Gesamtnutzungsdauer aus der Gesamtnutzungsdauer ver-
gleichbarer Geb�udearten und die NHK aus den NHK vergleichbarer Geb�udearten abzuleiten
(Auffangklausel, vgl. fiRz. 37 ff.). Bei Gesch�ftsgrundstÅcken und gemischt genutzten Grund-
stÅcken mit mehreren selbst�ndigen Geb�uden oder Geb�udeteilen kÇnnen sich – je nach
Nutzung – unterschiedliche Gesamtnutzungsdauern ergeben.

BBEEIISSPPIIEELLEE ((NNAACCHH AA 225599..66 AABBSS.. 11 AAEEBBEEWWGGRRSSTT)):: P

BBEEIISSPPIIEELL 11 P In einem Geb�ude (Baujahr 2020) werden die unteren Etagen von einemWarenhaus genutzt.
In den darÅber liegenden Etagen wird ein Hotel betrieben. Außerdem befindet sich in dem Geb�ude
eine Tiefgarage, die von den Warenhauskunden und den Hotelg�sten genutzt wird. Warenhaus, Hotel
und Tiefgarage sind jeweils baulich selbst�ndig abgrenzbare Geb�udeteile, die gesondert zu bewerten
sind.
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diese L�nder das Bundesmodell anwenden. FÅr Baden-WÅrttemberg gilt, dass dort nur das Ver-
mÇgen, welches in Baden-WÅrttemberg liegt, bewertet wird. Da Hessen im Wesentlichen das
BayGrStG kopiert, mÅsste dort auch nur der hessische Teil bewertet werden.

Art. 2 BayGrStG Maßgebliche Fl�chen
(1) 1Geb�udefl�che bei Wohnnutzung ist die Wohnfl�che im Sinne der Wohnfl�chenverordnung. 2Als
Wohnnutzung gilt auch die Nutzung als h�usliches Arbeitszimmer. 3Im �brigen ist die Nutzfl�che des Ge-
b�udes maßgeblich. 4Die Geb�udefl�che ist durch eine geeignete Methode zu ermitteln.

(2) 1Nutzfl�chen von Garagen, die in r�umlichem Zusammenhang zu der Wohnnutzung stehen, der sie
rechtlich zugeordnet sind, bleiben bis zu einer Fl�che von insgesamt 50 m2 außer Ansatz. 2Dies gilt unter
den Voraussetzungen des Satzes 1 auch fÅr Garagen, die eine eigene wirtschaftliche Einheit bilden.

(3) 1Im �brigen bleiben die Nutzfl�chen von Nebengeb�uden von untergeordneter Bedeutung, die in
r�umlichem Zusammenhang zu der Wohnnutzung stehen, der sie zu dienen bestimmt sind, bis zu einer
Fl�che von insgesamt 30 m2 außer Ansatz. 2Dies gilt unter den Voraussetzungen des Satzes 1 auch fÅr
Nebengeb�ude, die eine eigene wirtschaftliche Einheit bilden.

(4) 1Ein GrundstÅck gilt als unbebaut, wenn die darauf errichteten Geb�ude, mit Ausnahme der F�lle des
Abs. 2 Satz 2, eine Gesamtgeb�udefl�che von insgesamt weniger als 30 m2 haben. 2Besteht ein Bauwerk
aus mehreren wirtschaftlichen Einheiten, ist die Gesamtgeb�udefl�che des Bauwerks anzusetzen. 3Die Ge-
b�udefl�che bleibt in der Folge außer Ansatz. 4§ 246 des Bewertungsgesetzes (BewG) bleibt im �brigen
unberÅhrt.

(5) Die fÅr dieses Gesetz maßgeblichen Fl�chen von Grund und Boden sowie die Wohn- und Nutzfl�chen
der Geb�ude sind jeweils auf volle Quadratmeter nach unten abzurunden.
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DÇrschner, Neue Wohnfl�chenberechnung und Aufstellung von Betriebskosten im Mietrecht, NWB
11/2004 S. 2311, NWB UAAAB-16858; Schaper, Basiswissen Wertermittlungsverfahren – 1. EinfÅhrung
und Grundbegriffe – 1.8 Fl�chendefinitionen – 1.8.1 Wohnfl�che, 1. Aufl., Stand Oktober 2016.

A. Allgemeine Erl�uterungen zu Art. 2 BayGrStG

I. Normzweck und wirtschaftliche Bedeutung der Vorschrift

Art. 2 BayGrStG bestimmt die maßgeblichen Geb�udefl�chen als Berechnungsgrundlage der
Grundsteuer im Landesrecht. Dabei regelt die Vorschrift in Abs. 1 die Ermittlung der Wohn-
und Nutzfl�chen fÅr die Geb�udefl�chen.

Die Abs. 2–4 BayGrStG regeln verschiedenen Sonderregeln und Vereinfachungen. So werden
Garagen und Nebengeb�ude von untergeordneter Bedeutung und Geb�ude mit geringen Ge-
b�udefl�chen unter bestimmten Voraussetzungen bei der Ermittlung der Geb�udefl�chen
nicht berÅcksichtig und bleiben bei der Grundsteuer außer Ansatz.

Art. 2 Abs. 5 BayGrStG bestimmt die Rundungsregeln fÅr die im Landesgesetz maßgeblichen
Fl�chen des Grund und Bodens und der Geb�udefl�chen.

(Einstweilen frei)

II. Entstehung und Entwicklung der Vorschrift

Art. 2 BayGrStG wurde mit dem Bayrischen GrStG (BayGrStG) v. 10.12.20211 in das BayGrStG
aufgenommen und tritt ab dem 1.1.2022 in Kraft.2

(Einstweilen frei)

III. Geltungsbereich

Das BayGrStG gilt fÅr in Bayern belegende GrundstÅcke.

(Einstweilen frei)

IV. Verh�ltnis zu anderen Vorschriften

Die ermittelten Geb�udefl�chen nach Art. 2 BayGrStG sind Ausgangspunkt fÅr die Ermittlung
der �quivalenzbetr�ge (Art. 1 Abs. 3 BayGrStG). Diese sind wiederum Berechnungsgrundlage
fÅr den Grundsteuermessbetrag.3

(Einstweilen frei)
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B. Systematische Kommentierung

I. Bestimmung der Geb�udefl�chen als Berechnungsgrundlage der
Grundsteuer (Art. 2 Abs. 1 BayGrStG)

Der Ermittlung der Geb�udefl�chen kommt im Landesgesetz eine besondere Bedeutung zu, da
diese die Berechnungsgrundlage fÅr alle weiteren Ausgangsbetr�ge zur Ermittlung der Grund-
steuer darstellen. Bei den Geb�udefl�chen handelt es sich somit um die AusgangsgrÇße. Bei
dem bayerischen Grundsteuermodell spricht man daher von einem „Fl�chenmodell“.

Die richtige Ermittlung der Geb�udefl�chen ist fÅr den GrundstÅckseigentÅmer in zweierlei
Hinsicht von wichtiger Bedeutung. Zum einen haben die Geb�udefl�chen direkten Einfluss auf
die HÇhe der Grundsteuer, da pro m2 Geb�udefl�che die entsprechende �quivalenzzahl ange-
wandt wird. Zum anderen sind die Geb�udefl�chen die einzigen Werte, welche noch vom
GrundstÅckseigentÅmer selbst zu ermitteln sind und daher Fehler oder Ungenauigkeiten bei
der Ermittlung auftreten kÇnnten. Alle anderen Angaben und Werte zur Ermittlung der Grund-
steuer sind grds. im Gesetz normiert und stehen somit fest. Auch die Fl�chen fÅr den Grund
und Boden sind i. d. R. bereits durch die Hinterlegung im Grundbuch bzw. im Kataster final er-
fasst. Dabei kann es aber zu Abgrenzungsschwierigkeiten der wirtschaftlichen Einheit bei
mehreren FlurstÅcken kommen.

FÅr die Ermittlung der Geb�udefl�chen ist zwischen Wohnfl�chen und Nichtwohnfl�chen –
der sog. Nutzfl�chen – zu unterscheiden. Grund dafÅr sind die Differenzierungen bei den
Grundsteuermesszahlen zwischen Wohn- und Nichtwohnfl�chen.

(Einstweilen frei)

1. Geb�udefl�chen bei Wohnnutzung

FÅr zur Wohnzecken genutzten Geb�uden ist die Wohnfl�che nach der Wohnfl�chenverord-
nung (WoFlV) v. 25.11.20031 zu ermitteln. Im BayGrStG wurde die Ermittlung der Wohnfl�-
chen anhand der Wohnfl�chenverordnung gew�hlt, da diese Methode in der Praxis in ver-
schiedenen Bereichen zur Bestimmung der Wohnfl�che herangezogen wird und heutzutage
die am h�ufigsten angewendete Methode darstellt. Gesetzlich vorgeschrieben ist die Anwen-
dung der WoFlV jedoch nur fÅr Wohnfl�chen nach dem WohnraumfÇrderungsgesetz. FÅr frei-
finanzierte Wohnfl�chen gibt es keine gesetzliche Bestimmung zur Ermittlung der Wohnfl�-
che. Andere Methoden zur Wohnfl�chenberechnung sind z. B. die II. Berechnungsverordnung
(II. BV) sowie die Berechnungen nach DIN 283 und DIN 277.

Die II. BV galt bis zum 31.12.2003 zwingend fÅr preisgebundenen Wohnraum, wurde jedoch
mit in Kraft treten der WoFlV zum 1.4.2004 von dieser abgelÇst und wird daher heutzutage
grds. nicht mehr angewandt. Lediglich fÅr bis zum 31.12.2013 berechnete Wohnfl�chen, die
seither keine baulichen Ver�nderungen erfahren haben, ist die II. BV in der Praxis noch gÅltig.

Ebenfalls in der Praxis h�ufig anzutreffen ist die Berechnung der Wohnfl�che nach DIN 277.
Diese Berechnungsmethode ist vor allem zur Kostenplanung von Wohnungsbauprojekten weit
verbreitet. Bei der DIN 277 wird an sich keine Wohnfl�che ermittelt, sondern vielmehr Funk-
tions-, Nutz- und Verkehrsfl�chen. Aufgrund dieser differenzierten Berechnungslogik fÅhrt die
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Berechnung der Wohnfl�che nach DIN 277 h�ufig zu einer grÇßeren Wohnfl�che als die Be-
rechnung der Wohnfl�che nach der WoFlV.

Berechnungen nach DIN 283 sind heutzutage nur noch selten anzutreffen. Die Regelung
stammt bereits aus dem Jahre 1951, wurde bereits im Jahr 1983 (Blatt 2) bzw. 1989 (Blatt 1)
zurÅckgezogen, um keine �berschneidung mit der Methode nach DIN 277 zu erzeugen. Den-
noch kann in der Praxis die Methode weiterhin durch die Vereinbarung beider zwischen Ver-
mieter und Mieter zur Wohnfl�chenberechnung anwendbar sein.

Aufgrund der unterschiedlichen Methoden zur Ermittlung von Wohnfl�chen ist in der Praxis
vom GrundstÅckseigentÅmer zu prÅfen, auf welcher Berechnungsgrundlage eine ggf. bisher
existierende Wohnfl�che (z. B. aus Mietvertr�gen oder Kaufvertr�gen) beruht. Ggf. ist dann
eine Neuberechnung nach der WoFlV notwendig. Insbesondere bei umfangreichem Grund-
besitz oder großen Wohnfl�chen sollte die Berechnung ausfÅhrlich geprÅft bzw. dieser eine
angemessene Bedeutung zugemessen werden.

(Einstweilen frei)

2. Einzelheiten zur Ermittlung der Wohnfl�che

a) Ermittlung der Wohnfl�che nach der Wohnfl�chenverordnung

Bei der Ermittlung der Wohnfl�che nach WoFlV werden alle R�ume innerhalb der Wohnung in
die Berechnung miteinbezogen. Dazu z�hlen insbesondere neben den Wohnr�umen auch die
Toiletten, B�der, Flure oder z. B. Abstell-/Hauswirtschaftsr�ume. Weitere R�ume, die nicht in-
nerhalb der Wohnung liegen, sind nicht in Teil der Wohnfl�che. Dies kÇnnen z. B. Kellerr�ume
oder Garagen sein. Terrassen, Loggien oder Balkone sind i. d. R. mit 1/4, hÇchstens jedoch mit
1/2 der Fl�che anzurechnen.

Die Ermittlung der Grundfl�chen erfolgt nach den lichten Maßen, also von Wand zu Wand.
Dies bedeutet, dass z. B. HeizkÇrper fÅr die Berechnung ignoriert werden. Fl�chen mit einer
HÇhe von mehr als 1 m HÇhe und weniger als 2 m HÇhe, wie z. B. Dachschr�gen, sind nur zur
H�lfte zu berÅcksichtigen.

DieWohnfl�chenverordnung v. 25.11.2003 in der aktuell gÅltigen Fassung lautet:

§ 1 Anwendungsbereich, Berechnung der Wohnfl�che

(1) Wird nach dem WohnraumfÇrderungsgesetz die Wohnfl�che berechnet, sind die Vorschriften
dieser Verordnung anzuwenden.

(2) Zur Berechnung der Wohnfl�che sind die nach § 2 zur Wohnfl�che gehÇrenden Grundfl�chen
nach § 3 zu ermitteln und nach § 4 auf die Wohnfl�che anzurechnen.

§ 2 Zur Wohnfl�che gehÇrende Grundfl�chen

(1) Die Wohnfl�che einer Wohnung umfasst die Grundfl�chen der R�ume, die ausschließlich zu
dieser Wohnung gehÇren. Die Wohnfl�che eines Wohnheims umfasst die Grundfl�chen der R�u-
me, die zur alleinigen und gemeinschaftlichen Nutzung durch die Bewohner bestimmt sind.

(2) Zur Wohnfl�che gehÇren auch die Grundfl�chen von

1. Winterg�rten, Schwimmb�dern und �hnlichen nach allen Seiten geschlossenen R�umen sowie

2. Balkonen, Loggien, Dachg�rten und Terrassen,

wenn sie ausschließlich zu der Wohnung oder dem Wohnheim gehÇren.

BayGrStG Art. 2 29 – 36 Maßgebliche Fl�chen
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(3) Zur Wohnfl�che gehÇren nicht die Grundfl�chen folgender R�ume:

1. ZubehÇrr�ume, insbesondere:

a) Kellerr�ume,

b) Abstellr�ume und Kellerersatzr�ume außerhalb der Wohnung,

c) WaschkÅchen,

d) Bodenr�ume,

e) Trockenr�ume,

f) Heizungsr�ume und

g) Garagen,

2. R�ume, die nicht den an ihre Nutzung zu stellenden Anforderungen des Bauordnungsrechts
der L�nder genÅgen, sowie

3. Gesch�ftsr�ume.

§ 3 Ermittlung der Grundfl�che

(1) Die Grundfl�che ist nach den lichten Maßen zwischen den Bauteilen zu ermitteln; dabei ist
von der Vorderkante der Bekleidung der Bauteile auszugehen. Bei fehlenden begrenzenden Bau-
teilen ist der bauliche Abschluss zu Grunde zu legen.

(2) Bei der Ermittlung der Grundfl�che sind namentlich einzubeziehen die Grundfl�chen von

1. TÅr- und Fensterbekleidungen sowie TÅr- und Fensterumrahmungen,

2. Fuß-, Sockel- und Schrammleisten,

3. fest eingebauten Gegenst�nden, wie z. B. �fen, Heiz- und Klimager�ten, Herden, Bade- oder
Duschwannen,

4. freiliegenden Installationen,

5. EinbaumÇbeln und

6. nicht ortsgebundenen, versetzbaren Raumteilern.

(3) Bei der Ermittlung der Grundfl�chen bleiben außer Betracht die Grundfl�chen von

1. Schornsteinen, Vormauerungen, Bekleidungen, freistehenden Pfeilern und S�ulen, wenn sie
eine HÇhe von mehr als 1,50 Meter aufweisen und ihre Grundfl�che mehr als 0,1 Quadrat-
meter betr�gt,

2. Treppen mit Åber drei Steigungen und deren Treppenabs�tze,

3. TÅrnischen und

4. Fenster- und offenen Wandnischen, die nicht bis zum Fußboden herunterreichen oder bis
zum Fußboden herunterreichen und 0,13 Meter oder weniger tief sind.

(4) Die Grundfl�che ist durch Ausmessung im fertig gestellten Wohnraum oder auf Grund einer
Bauzeichnung zu ermitteln. Wird die Grundfl�che auf Grund einer Bauzeichnung ermittelt, muss
diese

1. fÅr ein Genehmigungs-, Anzeige-, Genehmigungsfreistellungs- oder �hnliches Verfahren
nach dem Bauordnungsrecht der L�nder gefertigt oder, wenn ein bauordnungsrechtliches
Verfahren nicht erforderlich ist, fÅr ein solches geeignet sein und

2. die Ermittlung der lichten Maße zwischen den Bauteilen im Sinne des Absatzes 1 ermÇgli-
chen.

Systematische Kommentierung 36 Art. 2 BayGrStG
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Ist die Grundfl�che nach einer Bauzeichnung ermittelt worden und ist abweichend von dieser
Bauzeichnung gebaut worden, ist die Grundfl�che durch Ausmessung im fertig gestellten Wohn-
raum oder auf Grund einer berichtigten Bauzeichnung neu zu ermitteln.

§ 4 Anrechnung der Grundfl�chen

Die Grundfl�chen

1. von R�umen und Raumteilen mit einer lichten HÇhe von mindestens zwei Metern sind voll-
st�ndig,

2. von R�umen und Raumteilen mit einer lichten HÇhe von mindestens einem Meter und we-
niger als zwei Metern sind zur H�lfte,

3. von unbeheizbaren Winterg�rten, Schwimmb�dern und �hnlichen nach allen Seiten ge-
schlossenen R�umen sind zur H�lfte,

4. von Balkonen, Loggien, Dachg�rten und Terrassen sind in der Regel zu einem Viertel, hÇchs-
tens jedoch zur H�lfte

anzurechnen.

§ 5 �berleitungsvorschrift

Ist die Wohnfl�che bis zum 31. Dezember 2003 nach der Zweiten Berechnungsverordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 12.Oktober 1990 (BGBl. I S. 2178), zuletzt ge�ndert durch Ar-
tikel 3 der Verordnung vom 25.November 2003 (BGBl. I S. 2346), in der jeweils geltenden Fassung
berechnet worden, bleibt es bei dieser Berechnung. Soweit in den in Satz 1 genannten F�llen nach
dem 31. Dezember 2003 bauliche �nderungen an dem Wohnraum vorgenommen werden, die
eine Neuberechnung der Wohnfl�che erforderlich machen, sind die Vorschriften dieser Verord-
nung anzuwenden.

(Einstweilen frei)

b) Das h�usliche Arbeitszimmer als Wohnnutzung

Zu der Wohnfl�che gehÇrt auch ein h�usliches Arbeitszimmer (Art. 2 Abs. 1 Satz 2 BayGrStG).
Die Einbeziehung des h�uslichen Arbeitszimmers in die Wohnfl�che dient in erster Linie der
Verfahrenserleichterung sowohl fÅr den Steuerpflichtigen als auch fÅr die Finanzverwaltung.
Eine gesonderte Berechnung der Nutzfl�che fÅr das Arbeitszimmer, welches eigentlich keinen
Wohnzecken dient, scheidet dann aus. Eine Einschr�nkung zur Nutzung des h�uslichen Ar-
beitszimmers macht das Landesgesetz nicht. Entsprechend sollte auch die Nutzung des h�usli-
chen Arbeitszimmers fÅr z. B. freiberufliche Zwecke zu einer Zurechnung zur Wohnfl�che fÅh-
ren. Ob das h�usliche Arbeitszimmer baulich in der Wohnung liegen muss oder auch ein bau-
lich abgetrenntes Arbeitszimmer Teil der Wohnfl�che sein kann, l�sst das Gesetz offen.12 Eine
Abgrenzung kann sich daher in der Praxis schwierig gestalten.

(Einstweilen frei)

c) Besonderheiten bei ungenutzten Fl�chen

Ungenutzte oder leerstehende Fl�chen gelten als zu Wohnzwecken genutzt, wenn diese vor-
her Wohnzwecken dienten. Dies gilt solange, bis die Fl�chen zu einer anderen Nutzung ge-
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nutzt werden. Der Zeitpunkt der anderen Nutzung beginnt, wenn dies objektiv erkennbar ist.
Objektiv erkennbar ist die ge�nderte Nutzungsabsicht grunds�tzlich dann, wenn nach außen
hin erkennbare Handlungen zur Nutzungs�nderung vorgenommen werden. Dies sind nach der
GesetzesbegrÅndung z. B.:

" Nachhaltige VermietungsbemÅhungen,

" Baugenehmigung,

" Genehmigung einer Nutzungs�nderung,

" Beginn von Umbauarbeiten.

Bei Nutzungs�nderungen sollte der GrundstÅckseigentÅmer daher zukÅnftig den Zeitpunkt
mit entsprechenden Unterlagen und Nachweisen dokumentieren, um diese bei Nachfrage
durch das Finanzamt bereitstellen zu kÇnnen.

Nicht zur Wohnnutzung gehÇren Wohn- und Schlafr�ume, welche zur kurzfristigen Beherber-
gung an Personen vermietet werden. Dazu z�hlen z. B. Beherbergungsst�tten aber auch Ferien-
wohnungen.

(Einstweilen frei)

3. Geb�udefl�chen bei Nichtwohnnutzung

FÅr Geb�udefl�chen, die nicht der Wohnnutzung dienen, bestimmt sich die Fl�che nach der
Nutzfl�che (Art. 2 Abs. 1 Satz 3 BayGrStG). Das Gesetz enth�lt dabei keine Bestimmung, wie
genau die Nutzfl�che zu berechnen ist. Nach der GesetzesbegrÅndung bezieht sich die Nutz-
fl�che dabei auf die nach DIN 277 ermittelte Nutzfl�che. Dabei soll insbesondere die Nutzfl�-
che nach DIN 277-1: 2005-02 und bei Bauten mit Baujahren ab dem Kalenderjahr 2016 die
Nutzfl�che nach DIN 277-1: 2016-01 angesetzt werden.

Unter der Nutzungsfl�che (NUF) – ab 2016 bzw. Nutzfl�che (NF) – vor 2016 nach DIN 277 sind
alle Geschossfl�chen zu verstehen, welche entsprechend der Zweckbestimmung des Bauwerks
genutzt werden. Nicht Teil der NUF / NF sind die Konstruktionsfl�che (KGF), die Technische
Funktionsfl�che (TF) und die Verkehrsfl�che (VF).

Die NUF / NUFwird nach DIN 277 in sieben Nutzungsgruppen unterteilt:

" Wohnen und Aufenthalt,

" BÅroarbeit,

" Produktion, Hand- und Maschinenarbeit, Experimente,

" Lagern Verteilen, Verkaufen,

" Bildung, Unterricht, Kultur,

" Heilen und Pflegen,

" Sonstige Nutzfl�chen.

Zu den nicht zur NUF / NF z�hlen Fl�chen gehÇren z. B. bei der:

" Konstruktionsfl�che (KGF):

– W�nde, StÅtzen, Pfeiler, WandÇffnungen

" Technischen Funktionsfl�che (TF):

– Betriebstechnische Anlage wie Wasseraufbereitung, Ver- und Entsorgung, Heizung,
Elektrische Stromversorgung, Aufzugsanlagen
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" Verkehrsfl�che (VF):

– Flure, Hallen, Treppen, sonstige Verkehrsfl�chen

(Einstweilen frei)

4. Abweichende Ermittlungsmethoden der Geb�udefl�chen

Die Fl�chenermittlung kann in der Praxis sehr komplex und aufwendig fÅr den GrundstÅcksei-
gentÅmer werden. Insbesondere bei alten und historisch gewachsenen Bauwerken und Geb�u-
dekomplexen sind die Daten zur Wohn- oder Nutzfl�che gegebenenfalls nicht mehr vorhan-
den und mÅssen neu ermittelt werden. Dies wird vor allem die bisher im Sachwertverfahren
bewerteten wirtschaftlichen Einheiten betreffen, da fÅr diese nach den „alten“ Regelungen
zum Einheitswert nur der umbaute Raum fÅr die Ermittlung der Einheitswerte benÇtigt wurde.
Angaben zur Wohn-/Nutzfl�che sind entsprechend nicht in den Erkl�rungen zur Feststellung
der Einheitswerte enthalten und aus den Einheitswertbescheiden auch nicht ersichtlich.

Nach Art. 2 Abs. 1 Satz 4 BayGrStG ist die Geb�udefl�che durch eine geeignete Methode zu er-
mitteln. Die Vorschrift kann m. E. als Auffangklausel verstanden werden, welche in der Praxis
z. B. fÅr die in vorstehender Rz. 57 genannten F�lle genutzt werden kann. Denn nach Art. 2.
Abs. 1 Satz 4 BayGrStG ist auch eine Ermittlung der Wohnfl�che abweichend nach der WoFlV
bzw. eine Ermittlung der Nutzfl�che abweichend nach DIN 277 gestattet. Eine genaue Metho-
de ist dabei nicht vorgeschrieben. Es muss sich nach dem Gesetz lediglich um eine geeignete
Methode zur Ermittlung der Geb�udefl�chen handeln.

Was als geeignete Methode anzusehen ist, definiert das Gesetz nicht weiter und l�sst damit
viel Spielraum zu. Hierzu w�ren genauere Vorgaben durch den Gesetzgeber zu begrÅßen, um
in der Praxis Rechtssicherheit fÅr den Steuerpflichtigen zu gew�hrleisten und ggf. Auseinan-
dersetzungen mit der Finanzverwaltung zu vermeiden. Nach der GesetzesbegrÅndung soll
aber eine „Vermessung der R�umlichkeiten und eine daraus abgeleitete Berechnung der Fl�-
chengrÇße“ das vorrangig geeignete Mittel sein. Es ist aber auch bei Vorhandensein des um-
bauten Raumes eine Umrechnung auf Basis hinreichend gesicherter Erkenntnisse und Metho-
den gestattet. Hinreichend gesicherte Erkenntnisse und Methoden kÇnnten dabei z. B. ver-
Çffentlichte Umrechnungskoeffizienten durch z. B. GutachterausschÅsse oder Sachverst�ndige
sein. Nach diesen Grunds�tzen sollte m. E. auch die Umrechnung der Bruttogrundfl�che mit-
tels einschl�giger Umrechnungskoeffizienten in die Wohn-/Nutzfl�che gestattet sein.

PPRRAAXXIISSHHIINNWWEEIISS::

Inwieweit die Vorschrift des Art. 2 Abs. 1 Satz 4 BayGrStG den Aufwand fÅr den Steuerpflichtigen tats�ch-
lich vereinfachen und reduzieren wird, muss sich in der Praxis zeigen. Dieses wird vor allem an der Aus-
legung und Anwendung durch die Finanzverwaltung h�ngen und welche sie als geeignete Methode zur
Ermittlung der Geb�udefl�che tats�chlich zul�sst. Insbesondere eine Umrechnung durch Koeffizienten
von der Bruttogrundfl�che oder des umbauten Raumes kann dabei den Aufwand fÅr den Steuerpflichten
deutlich reduzieren, da solche Umrechnungskoeffizienten fÅr viele Geb�udearten und Gebiete vorliegen.
Aufgrund der Rechtsunsicherheit Åber die Anerkennung solcher Vereinfachungen, sollte der Steuerpflich-
tige die Anwendung vorher mit dem zust�ndigen Finanzamt abstimmen – zumindest solange noch keine
klaren Aussagen seitens des Gesetzgebers vorhanden sind.

Ebenfalls ist zu beachten, dass die Anwendung von Vereinfachungen immer auf Pauschalierungen beruht
und damit Unsch�rfen enth�lt, welche auch zuungunsten und folglich zu einer evtl. hÇheren Grundsteuer
fÅr den Steuerpflichtigen fÅhren kÇnnen als eine genaue Berechnung der Geb�udefl�che nach der WoFlV
oder z. B. DIN 277. Entsprechend ist vorher abzuw�gen, ob die Anwendung von Umrechnungskoeffizienten
auch wirtschaftlich sinnvoll ist. Bei umfangreichem Grundbesitz kann sich im Vorhinein eine Stichprobe
zum Vergleich zwischen vereinfachender Umrechnung und detaillierter Fl�chenberechnung anbieten.
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Nach der GesetzesbegrÅndung zum Gesetzesentwurf v. 10.5.20211 ist die Vorschrift des § 245
BewG auch im Landesgesetz anzuwenden, wonach Geb�ude, Geb�udeteile und Anlagen fÅr
den Zivilschutz unberÅhrt bleiben. Dies ergibt sich daraus, dass das BayGrStG keine abwei-
chende Regelung zum Bundesgesetz enth�lt und die Vorschrift des § 245 BewG mithin auch in
Bayern Anwendung findet (vgl. Art. 10 BayGrStG). Die Geb�udefl�chen der Bauwerke fÅr den
Zivilschutz bleiben daher fÅr die Ermittlung der �quivalenzbetr�ge außer Ansatz.2

(Einstweilen frei)

II. Sonderegeln zur BerÅcksichtigung von Garagen (Art. 2 Abs. 2 BayGrStG)

Art. 2 Abs. 2 BayGrStG enth�lt Vereinfachungsregelungen fÅr Garagen. Danach bleiben Gara-
gen mit einer Fl�che bis zu 50 m2 außer Ansatz, wenn diese im r�umlichen Zusammenhang zu
der Wohnung stehen, der sie rechtlich zugeordnet sind. Grund fÅr diese Vereinfachung ist,
dass bei der Wohnnutzung die Wohnfl�che vorrangig ist und sich insbesondere anhand der
Wohnfl�che die Inanspruchnahme der Infrastrukturleistungen der Gemeinde durch den
GrundstÅckseigentÅmer orientiert. Eine Garage ist dabei eher als ein notwendiges Bauwerk,
das mit der Wohnnutzung einhergeht, zu verstehen, durch der sich aber keine Inanspruchnah-
me von besonderen oder zus�tzlichen Leistungen durch den GrundstÅckseigentÅmer ergibt.

Die Garage muss dabei in r�umlichen Zusammenhang mit der Wohnnutzung stehen, der sie
rechtlich zugeordnet ist. Rechtlich zugeordnet ist die Garage zur Wohnnutzung, wenn diese
dinglich mit der Wohnfl�che verknÅpft ist. Dies ist grds. gegeben, wenn die Wohnnutzung
und die Garage eine wirtschaftliche Einheit bilden (z. B. Ein-/Zweifamilienhaus mit Garage,
Wohnungseigentum mit Sondernutzungsrecht an einem Stellplatz). Eine wirtschaftliche Ein-
heit setzt dabei nicht voraus, dass sich die Garage und die Wohnfl�che auf demselben Grund-
stÅck befinden.

Eine rechtliche Zuordnung der Garage zur Wohnnutzung liegt auch bei einer vertraglichen
VerknÅpfung vor. Dies kann z. B. der Fall sein, wenn eine Garage im Zusammenhang mit einer
Wohnung durch denselben Vermieter im Rahmen eines Mietvertrages Åberlassen wird. Die
rechtliche Zuordnung der Garage zur Wohnnutzung ist folglich auch mÇglich, soweit die Gara-
ge eine eigene wirtschaftliche Einheit darstellt (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 BayGrStG).

Ist eine rechtliche Zuordnung zwischen Garage und Wohnnutzung nicht mÇglich, so ist die
Vereinfachungsregelung des Art. 2 Abs. 2 Satz 1 BayGrStG nicht anwendbar mit der Folge, dass
die Fl�che der Garage entsprechend zu ermitteln und bei der Berechnung des �quivalenz-
betrags zu berÅcksichtigen ist.

Bei Vorliegen eines r�umlichen Zusammenhangs mit der Wohnung wird die Fl�che fÅr die Ga-
rage bis zu 50 m2 nicht berÅcksichtigt. Die Fl�che der Garage ist die Nutzfl�che, welche nach
den Vorschriften des Art. 2 Abs. 1 Satz 3 und 4 BayGrStG nach DIN 277 oder einer geeigneten
Methode zu ermitteln ist (vgl. fiRz. 50–59). Bei der Fl�chengrenze handelt es sich um einen
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Freibetrag, sodass bei grÇßeren Garagen nur der 50 m2 Åbersteigende Anteil der Fl�che zu be-
rÅcksichtigen ist.

BBEEIISSPPIIEELL 11:: P Der GrundstÅckseigentÅmer ist Besitzer eines EFH mit auf dem GrundstÅck befindlicher Ga-
rage. Die Garage hat eine Nutzfl�che von 65 m2.

LÇsung: Das EFH und die Garage bilden eine wirtschaftliche Einheit. Die Garage ist der Wohnnutzung
rechtlich zugeordnet. FÅr die Ermittlung des �quivalenzbetrags bleiben 50 m2 Nutzfl�che der Garage
außer Ansatz. Entsprechend betr�gt die anzusetzende Fl�che fÅr die Garage nur 15 m2.

(Einstweilen frei)

III. Sonderegeln zur BerÅcksichtigung von Nebengeb�uden von
untergeordneter Bedeutung (Art. 2 Abs. 3 BayGrStG)

Art. 2 Abs. 3 BayGrStG enth�lt Vereinfachungsregelungen fÅr Nebengeb�ude von untergeord-
neter Bedeutung. Diese bleiben danach bis zu einer Fl�che von 30 m2 außer Betracht, wenn
diese in einem r�umlichen Zusammenhang zu der Wohnnutzung stehen und dieser zu dienen
bestimmt sind. Auch diese Vereinfachungsregelung beruht auf dem Gedanken, dass durch die-
se kleinen Nebengeb�ude keine zus�tzliche Inanspruchnahme von infrastrukturellen Dienst-
leistungen der Gemeinde durch den GrundstÅckseigentÅmer begrÅndet werden.

Die Nebengeb�ude mÅssen von untergeordneter Bedeutung sein und der Wohnnutzung die-
nen. Dazu z�hlen insbesondere Schuppen oder Gartenh�uschen. Andere Nebengeb�ude von
untergeordneter Bedeutung kÇnnten m. E. auch z. B. eine kleine fÅr private Zwecke genutzte
Werkstatt, eine Sauna oder eine GrillhÅtte sein.

Zu beachten ist, dass die Nebengeb�ude der Wohnnutzung dienen mÅssen. Es muss folglich
ein Nutzungs- und Funktionszusammenhang mit der Wohnnutzung bestehen. Entsprechend
sind Nebengeb�ude, welche z. B. der AusÅbung einer gewerblichen T�tigkeit dienen, nicht be-
gÅnstigt.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Auf dem GrundstÅck des A steht neben seinem Einfamilienhaus noch eine kleine KfZ-Werk-
statt, in der kleinere Kundenauftr�ge abwickelt.

Die KfZ-Werkstatt ist nicht begÅnstigt nach Art. 2 Abs. 3 BayGrStG, da das Nebengeb�ude nicht der
Wohnnutzung dient, sondern der gewerblichen T�tigkeit des A. Entsprechend ist die Nutzfl�che des
Geb�udes vollst�ndig zu berÅcksichtigen.

Die r�umliche Zuordnung der Nebengeb�ude zur Wohnnutzung ist auch mÇglich, soweit diese
eine eigene wirtschaftliche Einheit darstellen (Art. 2 Abs. 3 Satz 2 BayGrStG).

Bei Vorliegen der o. g. Voraussetzungen wird die Fl�che fÅr die Nebengeb�ude bis zu 30 m2

nicht berÅcksichtigt. Die Fl�che der Nebengeb�ude ist die Nutzfl�che, welche nach den Vor-
schriften des Art. 2 Abs. 1 Satz 3 und 4 BayGrStG nach DIN 277 oder einer geeigneten Methode
zu ermitteln ist (vgl. fi Rz. 50–59). Bei der Fl�che handelt es sich um einen Freibetrag, sodass
bei grÇßeren Nebengeb�uden nur der 30 m2 Åbersteigende Anteil der Fl�che zu berÅcksichti-
gen ist.

Die Vorschrift orientiert sich nur an der Fl�che der Nebengeb�ude und nicht an der Anzahl.
Entsprechend sollten, soweit die Åbrigen Voraussetzungen erfÅllt sind, auch mehrere Neben-
geb�ude von der Vereinfachungsregelung erfasst sein.
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BBEEIISSPPIIEELL:: P Auf dem GrundstÅck des A stehen neben seinem Einfamilienhaus noch ein Gartenhaus mit
15m2 Nutzfl�che und ein Schuppen mit 10 m2 Nutzfl�che.

LL��SSUUNNGG:: P Bei beiden Bauwerken handelt es sich um Nebengeb�ude von untergeordneter Bedeutung in
r�umlichen Zusammenhang zur Wohnnutzung. Die Nutzfl�che der Nebengeb�ude betr�gt insgesamt
25 m2. Durch den Freibetrag von bis zu 30 m2 bleiben die Fl�chen beider Nebengeb�ude außer Ansatz.

(Einstweilen frei)

IV. Kumulative Anwendung der Vereinfachungsregelungen

Die Vereinfachungsregelungen des Art. 2 Abs. 2 und 3 BayGrStG bedingen sich nicht gegensei-
tig bzw. schließen sich gegenseitig nicht aus. Entsprechend kÇnnen beide Vereinfachungs-
regelungen kumulativ fÅr den Steuerpflichtigen zur Anwendung kommen.

BBEEIISSPPIIEELL:: P A ist EigentÅmer eines GrundstÅcks, welches mit folgenden Bauwerken bebaut ist:

" EFH mit 200 m2 Wohnfl�che

" Garage mit 55 m2 Nutzfl�che

" Gartenhaus mit 15 m2 Nutzfl�che

" Schuppen mit 10 m2 Nutzfl�che

S�mtliche Bauwerke stehen in unmittelbaren Zusammenhang mit der Wohnnutzung und dienen die-
ser. Es ist sind die maßgeblichen Fl�chen zur Ermittlung der �quivalenzzahl der Geb�ude zu ermitteln.

LL��SSUUNNGG:: P Die Geb�udefl�chen sind wie folgt zu berÅcksichtigen:

Geb�udefl�chen nach dem BayGrStG ohne Vereinfachung

EFH 200 m2 200 m2

Garage 55 m2 55 m2

Freibetrag gem. Art. 2 Abs. 2 Satz 1 BayGrStG -50 m2

Gartenhaus 15 m2 15 m2

Schuppen 10 m2 10 m2

Freibetrag gem. Art. 2 Abs. 3 Satz 1 BayGrStG -25 m2

Gesamtsumme 205 m2 280 m2

Aus dem Beispiel l�sst sich erkennen, dass durch die Anwendung der Vereinfachungsregeln im Beispiel
eine Fl�che von 75 m2 nicht der Grundsteuer unterworfen wird. In dem Beispiel w�re das ein Anteil
vom mehr als 1/4 der Gesamtfl�che.

Im besten Falle kÇnnen durch die beiden Vereinfachungen sogar 80 m2 Nutzfl�che unberÅck-
sichtigt bleiben, was je nach Hebesatz der Gemeinde eine nicht unerhebliche Entlastung fÅr
den GrundstÅckseigentÅmer bzw. durch die MÇglichkeit der Umlage der Grundsteuer fÅr den
Mieter bedeuten kann.

(Einstweilen frei)

V. Sonderregeln zur NichtberÅcksichtigung von Geb�uden von
untergeordneter Bedeutung (Art. 2 Abs. 4 BayGrStG)

Mit Art. 2 Abs. 4 BayGrStG wird der Begriff des unbebauten GrundstÅcks durch das Landes-
gesetz abweichend zum Bundesgesetz definiert. Nach dem Bundesgesetz liegt ein unbebautes
GrundstÅck gem. § 246 Abs. 1 BewG vor, wenn sich auf dem GrundstÅck keine benutzbaren
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Geb�ude befinden. Nach dem Landesgesetz liegt ein unbebautes GrundstÅck jedoch auch vor,
wenn sich auf dem GrundstÅck zwar benutzbare Geb�ude befinden, diese jedoch eine Fl�che
von weniger als 30 m2 besitzen. In diesem Fall werden die Geb�ude und deren Fl�chen nicht
berÅcksichtigt und das GrundstÅck wird als unbebautes GrundstÅck fÅr Zwecke der Grund-
steuer behandelt. Die Regelung soll der Vereinfachung dienen und ist sowohl fÅr GrundstÅcke
mit Wohnnutzung als auch mit Nichtwohnnutzung anwendbar.

Bei der Fl�chenangabe handelt es sich um eine Bagatellgrenze und nicht um einen Freibetrag.
Betragen die Geb�udefl�chen 30 m2 oder mehr, so ist die Gesamtfl�che der Geb�ude zu be-
rÅcksichtigen. In diesem Fall erfolgt kein Abzug von der Fl�che. Zu beachten ist bei der PrÅfung
der Fl�chengrenze der Wortlaut „weniger als 30 m2“. Bei einer Fl�che von genau 30 m2 ist die
Vereinfachung nicht anwendbar und die Geb�udefl�che voll anzusetzen.

Die Fl�che ist je nach Nutzungsart (Wohn- oder Nichtwohnnutzung) nach Art. 2 Abs. 1
BayGrStG zu ermitteln. FÅr die Bagatellgrenze ist dabei stets auf die Gesamtsumme der Fl�-
chen abzustellen. Dies bedeutet, dass die Bagatellgrenze auch bei mehreren Geb�uden anzu-
wenden ist.

BBEEIISSPPIIEELL 11:: P Auf einem GrundstÅck stehen zwei kleine Wartungsh�uschen mit je 14 m2 Nutzfl�che. Da
die Gesamtgeb�udefl�chen des GrundstÅcks mit 28 m2 weniger als 30 m2 betragen, gilt das Grund-
stÅck als unbebautes GrundstÅck. Die Geb�udefl�chen sind nicht zu berÅcksichtigen.

BBEEIISSPPIIEELL 22:: P Auf einem GrundstÅck stehen zwei kleine Wartungsh�uschen mit je 15 m2 Nutzfl�che. Da die
Gesamtgeb�udefl�chen des GrundstÅcks mit 30 m2 nicht weniger als 30 m2 betragen, gilt das Grund-
stÅck als bebautes GrundstÅck. Die Geb�udefl�chen sind vollst�ndig mit 30 m2 zu berÅcksichtigen.

Sofern ein Bauwerk aus mehreren wirtschaftlichen Einheiten besteht, ist fÅr die PrÅfung der
Bagatellgrenze dennoch auf das gesamte Bauwerk abzustellen (Art. 2 Abs. 4 Satz 2 BayGrStG).
Die Reglung dÅrfte vor allem fÅr Wohnungs-/Teileigentum von Bedeutung sein. Ohne diese Re-
gelung kÇnnten ansonsten ggf. ganze Geb�udekomplexe oder Teile davon von der Besteue-
rung ausgenommen sein.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Auf einem GrundstÅck steht ein Geb�ude mit 30 Wohnungen, welche jeweils Wohnungseigen-
tum darstellen. Bei den Wohnungen handelt es sich um 15 Einzimmerwohnungen mit jeweils 28 m2

und 15 Zweizimmerwohnungen mit jeweils 60 m2 Wohnfl�che.

Da es sich bei allen Wohnungen um Wohnungseigentum handelt, bildet jede Wohnung eine eigene
wirtschaftliche Einheit. Ohne die Regelung des Art. 2 Abs. 4 Satz 2 BayGrStG, wÅrden die 15 Einzimmer-
wohnungen jeweils als unbebaute GrundstÅcke gelten, da die Geb�udefl�che jeweils kleiner 30 m2 be-
tragen wÅrde. Durch Art. 2 Abs. 4 Satz 2 BayGrStG wird fÅr die Betrachtung der Bagatellgrenze jedoch
auf das gesamte Bauwerk abgestellt. Im Beispielsfall bedeutet dies, dass die Gesamtgeb�udefl�che
1.320 m2 und daher nicht weniger als 30 m2 betr�gt. Es handelt somit bei allen 60 wirtschaftlichen
Einheiten um bebaute GrundstÅcke und die Geb�udefl�chen sind jeweils vollst�ndig zu berÅcksichti-
gen.

(Einstweilen frei)

VI. Rundungsregelungen

In Art. 2 Abs. 5 BayGrStG wird die Rundungsreglung festgelegt. Danach sind die Fl�che des
Grund und Bodens sowie die Geb�udefl�chen (Wohn-/Nutzfl�chen) im Rahmen des Landes-
gesetzes stets auf volle Quadratmeter nach unten abzurunden. Die Rundungsregelung dient
der Vereinfachung und ist zu begrÅßen.
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§ 5 HGrStG Fl�chenbetr�ge (ersetzt den § 13 des
Grundsteuergesetzes)

(1) Der Fl�chenbetrag fÅr den Grund und Boden ist das Produkt aus der Fl�che des zum GrundstÅck gehÇ-
renden Grund und Bodens in Quadratmetern und einem Ansatz von 0,04 Euro je Quadratmeter.

(2) 1Der Fl�chenbetrag fÅr den zu Wohnzwecken genutzten Teil eines zum GrundstÅck gehÇrenden be-
nutzbaren Geb�udes nach § 248 Bewertungsgesetz in der am 24. Dezember 2021 geltenden Fassung ist
das Produkt aus der Wohnfl�che in Quadratmetern und einem Ansatz von 0,50 Euro je Quadratmeter.
2Nicht genutzte Fl�chen nach Satz 1, die zuvor zu Wohnzwecken genutzt wurden, gelten bis zu einer Nut-
zung zu anderen Zwecken weiterhin als zu Wohnzwecken genutzt. 3Die Vermietung von Wohn- und
Schlafr�umen zur kurzfristigen Beherbergung von Personen ist kein Wohnzweck. 4Ein h�usliches Arbeits-
zimmer gilt ungeachtet der ertragsteuerlichen WÅrdigung als zu Wohnzwecken genutzt. 5Garagen, die zu
Wohnzwecken genutzten Geb�uden oder Geb�udeteilen zu dienen bestimmt sind, bleiben außer Ansatz,
wenn sie in r�umlichem Zusammenhang zum Geb�ude oder Geb�udeteil stehen oder wenn sie eine eige-
ne wirtschaftliche Einheit bilden und ihre Nutzungsfl�che 100 Quadratmeter nicht Åberschreitet. 6Neben-
geb�ude, die zu Wohnzwecken genutzten Geb�uden oder Geb�udeteilen zu dienen bestimmt und von un-
tergeordneter Bedeutung sind, bleiben außer Ansatz, wenn sie in r�umlichem Zusammenhang zum Ge-
b�ude oder Geb�udeteil stehen oder eine eigene wirtschaftliche Einheit bilden. 7Von einer untergeord-
neten Bedeutung ist auszugehen, wenn die Geb�udefl�che jeweils weniger als 30 Quadratmeter betr�gt.
8Die Nutzungsfl�che von Garagen und Nebengeb�uden, die nach Satz 5 bis 7 nicht außer Ansatz bleiben,
gilt als Wohnfl�che im Sinne des Satzes 1.

(3) 1Der Fl�chenbetrag fÅr den zu anderen Zwecken als Wohnzwecken genutzten Teil eines zum Grund-
stÅck gehÇrenden benutzbaren Geb�udes nach § 248 Bewertungsgesetz in der am 24. Dezember 2021 gel-
tenden Fassung ist das Produkt aus der Nutzungsfl�che in Quadratmetern und einem Ansatz von 0,50
Euro je Quadratmeter. 2Nicht genutzte Fl�chen nach Satz 1, die zuvor zu anderen Zwecken als Wohnzwe-
cken genutzt wurden, gelten bis zu einer Nutzung zu Wohnzwecken weiterhin als zu anderen Zwecken als
Wohnzwecken genutzt.

(4) 1Bei der Berechnung nach den Abs. 1 bis 3 sind fÅr Wohnungseigentum und Teileigentum §249 Abs. 5
und 6 des Bewertungsgesetzes in der am 24. Dezember 2021 geltenden Fassung entsprechend anzuwen-
den. 2FÅr Garagenstellpl�tze und Nebengeb�ude im Wohnungseigentum gilt Abs. 2 Satz 5 bis 8 entspre-
chend.

(5) 1Betr�gt die Geb�udefl�che der auf einem GrundstÅck errichteten Geb�ude insgesamt weniger als 30
Quadratmeter, bleibt diese fÅr die Ermittlung der Fl�chenbetr�ge nach Abs. 1 bis 3 außer Ansatz. 2Außer
Ansatz bleiben auch Geb�ude oder Geb�udeteile fÅr den Zivilschutz nach § 245 Bewertungsgesetz in der
am 24. Dezember 2021 geltenden Fassung.

(6) 1Bei der Anwendung der Abs. 1 bis 5 ist stets von vollen Quadratmetern auszugehen. 2HierfÅr sind
Nachkommastellen abzurunden.
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A. Allgemeine Erl�uterungen

I. Normzweck und wirtschaftliche Bedeutung der Vorschrift

§ 5 NGrStG bestimmt die Ermittlung der Fl�chenbetr�ge fÅr Geb�udefl�chen und fÅr Fl�chen
des Grund und Bodens. § 5 HGrStG trifft darÅber hinaus Regelungen zu der fÅr die Ermittlung
der Fl�chenbetr�ge notwendigen Bestimmung der Wohn- und Nutzfl�chen in Sonderf�llen.
Bei den Fl�chenbetr�gen soll es sich um eine reine RechengrÇße ohne Wertbezug zur Bestim-
mung der relativen Lastenverteilung zwischen dem Grund und Boden und den Geb�udefl�-
chen handeln.1

Die maßgeblichen Fl�chen nach § 5 Abs. 1, 2 und 3 HGrStG sind mit der jeweiligen �quivalenz-
zahl zu multiplizieren und ergeben so den Fl�chenbetrag. Die Fl�chenbetr�ge werden mit den
Steuermesszahlen nach § 6 HGrStG2 multipliziert und ergeben in der Summe den Ausgangs-
betrag. Dieser ist AusgangsgrÇße nach § 4 Abs. 1 Satz 2 HGrStG3 fÅr die Ermittlung des Steuer-
messbetrags durch Multiplikation mit den jeweiligen Faktor nach § 7 HGrStG4. Der Steuer-
messbetrag ergibt durch Anwendung des jeweiligen Hebesatzes der Gemeinde nach § 25
GrStG5 oder ggf. nach § 13 HGrStG6 die Grundsteuerzahllast. Mit der Festlegung der Fl�chen-
betr�ge in § 5 HGrStG wird daher maßgeblich die HÇhe der Grundsteuer bestimmt. § 5 HGrStG
hat damit erhebliche Bedeutung fÅr die endgÅltige Grundsteuerbelastung.

In einem Fl�chenmodell, wie dem hessischen Grundsteuermodell, kommt der Fl�chenbestim-
mung eine ganz erhebliche Bedeutung zu. Die Fl�che ist im hessischen Grundsteuermodell ne-
ben dem Faktor die einzige objektbezogene GrÇße, die Einfluss auf die HÇhe der Grundsteuer
nimmt. Die Fl�chenbestimmung dÅrfte im hessischen Modell entsprechend streitanf�llig sein.

HGrStG § 5 1 – 3 Fl�chenbetr�ge (ersetzt den § 13 des Grundsteuergesetzes)

1044 Bock/Lapp

1 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 17.

2 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, HGrStG § 6 Rz. 26 ff.

3 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, HGrStG § 4 Rz. 26.

4 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, HGrStG § 7 Rz. 26 ff.

5 Vgl. hierzu Grootens in Grootens, GrStG § 25 Rz. 31 ff.

6 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, HGrStG § 13 Rz. 26 ff.
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Dies gilt aufgrund der unterschiedlich hohen Steuermesszahlen auch fÅr die Abgrenzung von
der Wohn- zur Nutzfl�che.

Wie bereits § 3 NGrStG1 in dem vergleichbaren nieders�chsischen Grundsteuermodell, wird
auch § 5 HGrStG der Bedeutung der Fl�chenbestimmung nicht vollends gerecht. In § 5 HGrStG
werden Åberwiegend bestimmte Sonderf�lle behandelt. Die Norm l�sst insbesondere offen,
nach welcher Methode die Fl�chen zu ermitteln sind. Anders als in § 3 NGrStG2 ist die Abgren-
zung von Wohn- und Nutzungsfl�che sowie die Zurechnung von Garagen und Nebengeb�u-
den besser gelungen. Die Zurechnung von Neben- und ZubehÇrr�umen bleibt hingegen auch
im hessischen Grundsteuermodell offen (siehe vertiefendfi Rz. 82).3

§ 5 Abs. 1 HGrStG regelt die Ermittlung des Fl�chenbetrags fÅr den Grund und Boden.

§ 5 Abs. 2 HGrStG regelt die Ermittlung des Fl�chenbetrags fÅr den zu Wohnzwecken genutz-
ten Teil eines Geb�udes. Daneben werden in § 5 Abs. 2 HGrStG die Behandlung einiger Spezial-
f�lle geregelt, wie die Behandlung eines h�uslichen Arbeitszimmers, der Leerstand vormals zu
Wohnzwecken genutzter Geb�udefl�chen sowie die kurzfristige Vermietung von Wohnraum.
DarÅber hinaus trifft § 5 Abs. 2 HGrStG Regelungen zur Behandlung von Garagen und Neben-
r�umen.

§ 5 Abs. 3 HGrStG regelt die Ermittlung des Fl�chenbetrags fÅr den zu anderen Zwecken als
Wohnzwecken genutzten Teil eines Geb�udes. DarÅber hinaus wird der Leerstand von vormals
zu anderen als Wohnzwecken genutzten Geb�udeteilen geregelt.

§ 5 Abs. 4 HGrStG trifft Regelungen fÅr Wohnungs- und Teileigentum.

§ 5 Abs. 5 HGrStG enth�lt eine Bagatellregelung, nach der Geb�ude von untergeordneter Be-
deutung bei der Ermittlung der Fl�chenbetr�ge nicht berÅcksichtigt werden. Geregelt wird au-
ßerdem die Behandlung von Geb�uden oder Geb�udeteilen fÅr den Zivilschutz, die bei der Er-
mittlung der Fl�chenbetr�ge ebenfalls nicht berÅcksichtigt werden.

§ 5 Abs. 6 HGrStG enth�lt eine Abrundungsregel fÅr die Fl�chenbestimmung.

(Einstweilen frei)

II. Entstehung und Entwicklung der Vorschrift

Die Vorschrift wurde im Jahr 2021 mit dem Stammgesetz in das HGrStG aufgenommen.4 In
einem frÅheren Gesetzentwurf der hessischen Landesregierung (Stand 7.6.2021)5 wurde die
Fl�chengrenze fÅr Geb�ude von untergeordneter Bedeutung nach § 5 Abs. 2 Satz 7 HGrStG
und §5 Abs. 5 HGrStG noch mit 23 m2 angegeben. Der von der hessischen Landesregierung
am 13.9.2021 in den Landtag eingebrachte Gesetzentwurf6 enthielt bereits die heutige Fl�-
chengrenze von 30 m2.

(Einstweilen frei)

Allgemeine Erl�uterungen 4 – 20 § 5 HGrStG
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1 Siehe vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 3 Rz. 3 und Rz. 26 ff.

2 Vgl. hierzu vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 3 Rz. 46 f.

3 Vgl. hierzu vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 3 Rz. 48.

4 Hessisches Grundsteuergesetz v. 15.12.2021, Hessisches GVBl 2021 S. 906.

5 https://www.hsgb.de/finanzen-gemeindewirtschaftsrecht/regierungsentwurf-eines-
hessischen-grundsteuergesetzes-1623748553/2021/06/15, aufgerufen am 17.2.2022.

6 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen fÅr ein Hessisches Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 1.
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III. Geltungsbereich
§ 5 HGrStG gilt fÅr in Hessen belegene GrundstÅcke des GrundvermÇgens und gilt damit nicht
fÅr Betriebe der Land- und Forstwirtschaft.1 § 5 HGrStG ist mit dem Stammgesetz gem. § 17
HGrStG am 24.12.2021 in Kraft getreten.2 Aus Art. 125b Abs. 3 GG ergibt sich, dass die Gesetz-
gebungskompetenz den L�ndern fÅr ein vom Bundesrecht abweichendes Grundsteuerrecht
erst fÅr die Erhebung der Grundsteuer ab dem Kalenderjahr 2025 zusteht. Dem tr�gt § 8 Abs. 2
Satz 1 HGrStG3 Rechnung, wonach die in der Hauptveranlagung festgesetzten Steuermess-
betr�ge frÅhestens vom Kalenderjahr 2025 an gelten. Die Regelungen des HGrStG und damit
auch § 5 HGrStG sind daher erst fÅr die Erhebung der Grundsteuer ab dem Kalenderjahr 2025
von Bedeutung.

(Einstweilen frei)

IV. Vereinbarkeit der Vorschrift mit hÇherrangigem Recht
§ 5 HGrStG kÇnnte im Hinblick auf die Fl�chenbestimmung zu unbestimmt sein und gegen
den Bestimmtheitsgrundsatz und die Gleichm�ßigkeit der Besteuerung verstoßen. Auch die
teilweise NichtberÅcksichtigung von Nutzfl�chen von Garagen und Nebengeb�uden im Zu-
sammenhang mit der Wohnnutzung in § 5 Abs. 2 und 3 HGrStG kÇnnte gleichheitsrechtlichen
Bedenken unterliegen, da diese Fl�chen bei Nichtwohnnutzung berÅcksichtigt werden.4 Die
Kritik zu § 3 NGrStG gilt insoweit fÅr das hessische Modell entsprechend.5

Zu Zweifeln hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung der �quivalenzzahlen wird
auf die Erl�uterungen im Vorwort zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz,6 nach dem im
nieders�chsischen Grundsteuermodell die gleichen �quivalenzzahlen wie im hessischen
Grundsteuermodell zur Anwendung kommen, verwiesen.7

(Einstweilen frei)

V. Verh�ltnis zu anderen Vorschriften
§ 5 HGrStG verdr�ngt als lex posterior § 13 GrStG,8 der damit in Hessen derzeit keine Anwen-
dung findet.

Die maßgeblichen Fl�chen nach § 5 Abs. 1, 2 und 3 HGrStG sind mit der jeweiligen �quivalenz-
zahl zu multiplizieren und ergeben so den Fl�chenbetrag. Die Fl�chenbetr�ge werden mit den
Steuermesszahlen nach § 6 HGrStG9 multipliziert und ergeben in der Summe den Ausgangs-
betrag. Dieser ist AusgangsgrÇße nach § 4 Abs. 1 Satz 2 HGrStG10 fÅr die Ermittlung des Steuer-
messbetrags durch Multiplikation mit dem jeweiligen Faktor nach § 7 HGrStG.11 Der Steuer-

HGrStG § 5 21 – 32 Fl�chenbetr�ge (ersetzt den § 13 des Grundsteuergesetzes)

1046 Bock/Lapp

1 Vgl. hierzu Bock/Lapp in Grootens, HGrStG § 1 Rz. 11.

2 Hessisches GVBl 2021 S. 906.

3 Siehe hierzu vertiefend Bock/Lapp in Grootens, HGrStG § 8 Rz. 36 f.

4 Zweifel auch Krause in Stenger/Loose, NGrStG Grundaussagen Rz. 41.

5 Siehe hierzu Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 3 Rz. 26 ff.

6 Bock/Lapp in Grootens, NGrStG Vorwort Rz. 48.

7 Vgl. zur Kritik an den �quivalenzzahlen auch LÇhr, Das neue hessische Landesgrundsteuer-Modell – KÇnigsweg oder
Sackgasse, BB 2020 S. 1687, 1689.

8 Vgl. hierzu Bock in Grootens, GrStG § 13 Rz. 20 ff.

9 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, HGrStG § 6 Rz. 26 ff.

10 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, HGrStG § 4 Rz. 26.

11 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, HGrStG § 7 Rz. 26 ff.
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messbetrag ergibt durch Anwendung des jeweiligen Hebesatzes der Gemeinde nach § 25
GrStG1 oder ggf. nach § 13 HGrStG2 die Grundsteuerzahllast.

Die Vorschrift nimmt zur Definition bestimmter Begriffe teilweise Bezug auf die bundes-
gesetzlichen Vorschriften zur Bewertung des GrundvermÇgens fÅr Zwecke der Grundsteuer.
Im Einzelnen nehmen

" § 5 Abs. 2 und 3 HGrStG zur Definition des benutzbaren Geb�udes i. S. der Vorschrift Be-
zug auf § 248 BewG,3

" § 5 Abs. 4 Satz 1 HGrStG zur Definition des Wohnungs- und Teileigentums Bezug auf
§ 249 Abs. 5 und 6 BewG4 und

" § 5 Abs. 5 Satz 2 HGrStG zur Definition der Geb�ude und Geb�udeteile fÅr den Zivilschutz
Bezug auf § 245 BewG.5

(Einstweilen frei)

B. Systematische Kommentierung

I. Fl�chenbetrag fÅr den Grund und Boden (§ 5 Abs. 1 HGrStG)

1. Allgemeines

Nach § 5 Abs. 1 HGrStG ist der Fl�chenbetrag fÅr den Grund und Boden das Produkt aus der
Fl�che des zum GrundstÅck gehÇrenden Grund und Bodens in Quadratmetern und einem An-
satz von 0,04A je m2. Eine Regelung, wie die Fl�che des Grund und Bodens zu ermitteln und
anzusetzen ist, fehlt wie auch im Bewertungsgesetz im HGrStG. Die zur Ermittlung des Steuer-
messbetrags anzusetzende maßgebliche Fl�che des Grund und Bodens dÅrfte nach denselben
Maßst�ben wie im Bundesrecht erfolgen.6 Maßgeblich ist grunds�tzlich das amtliche Vermes-
sungsergebnis, das in der Regel dem Grundbuch oder den Katasterunterlagen entnommen
werden kann.7

(Einstweilen frei)

2. Sonderfall Wohnteil eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs

Bei dem zum GrundvermÇgen gehÇrenden Wohnteil eines Betriebs der Land- und Forstwirt-
schaft (§ 232 Abs. 4 Nr. 1 BewG) kann es zu Abgrenzungsschwierigkeiten bei der Bestimmung
des zu diesem Geb�ude gehÇrenden Anteils am Grund und Boden kommen, da die Geb�ude
oft im r�umlichen Zusammenhang zum Beispiel mit den Wirtschaftsgeb�uden des Betriebs
stehen.8 Aus VereinfachungsgrÅnden soll nach dem Willen des hessischen Gesetzgebers die zu
den Wohngeb�uden gehÇrende Bodenfl�che anhand des Verh�ltnisses der Wohn- und Nutz-

Systematische Kommentierung 33 – 41 § 5 HGrStG
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1 Vgl. hierzu Grootens in Grootens, GrStG § 25 Rz. 31 ff.

2 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, HGrStG § 13 Rz. 26 ff.

3 Vgl. hierzu Bock in Grootens, BewG §248 Rz. 19 ff.

4 Vgl. hierzu Bock in Grootens, BewG §249 Rz. 56 und Rz. 60.

5 Vgl. hierzu Bock in Grootens, BewG §245 Rz. 18 ff.

6 Siehe hierzu vertiefend Bock in Grootens, BewG §247 Rz. 29.

7 Vgl. auch Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379
S. 17.

8 Siehe auch Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379
S. 17.
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fl�chen aller Geb�ude und Geb�udeteile auf dem GrundstÅck bestimmt werden oder eine et-
waige ertragsteuerliche Abgrenzung Åbernommen werden kÇnnen.1 Auch die Vereinfachungs-
regelung des § 167 Abs. 2 BewG soll angewendet werden dÅrfen.2 Hiernach betr�gt der zuge-
hÇrige Grund und Boden maximal das FÅnffache der mit den Wohngeb�uden bebauten Fl�-
che. Ob Hessen bei der Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen VermÇgens die Verein-
fachungsregelung in A 237.24 Abs. 7 Satz 4 AEBewGrSt Åbernimmt, bleibt abzuwarten. Da-
nach kann in F�llen mit einer hohen Anzahl von zu berÅcksichtigenden Geb�uden und/oder
Geb�udeteilen, bei Geb�uden mit mehreren Geschossen sowie bei fehlender Datengrundlage
der dem GrundvermÇgen zugehÇrige Grund und Boden hilfsweise mit dem Dreifachen der
Wohn- und Nutzfl�che der jeweils zu bewertenden Geb�ude und/oder Geb�udeteile angesetzt
werden.3

Beispiel:4

Die Hofstelle eines Landwirts (1500 m2) umfasst die Wohnung des Landwirts (bebaute Fl�che:
125m2), ein Wirtschaftsgeb�ude (bebaute Fl�che: 375 m2) und eine unbebaute Restfl�che von
1000 m2. Die restliche Fl�che (1000 m2) kann den einzelnen Geb�uden unter BerÅcksichtigung der Ver-
kehrsauffassung nicht zugeordnet werden. Eine Abgrenzung nach ertragsteuerlichen Grunds�tzen ist
nicht erfolgt. Es liegt kein Fall des A 237.24 Abs. 7 Satz 4 AEBewGrSt (Vielzahl von Geb�uden, Geb�ude
mit mehreren Geschossen oder unklare Datenlage) vor.

LÇsung: Das Wirtschaftsgeb�ude gehÇrt zu dem nach den bundesrechtlichen Vorschriften (§ 232 ff.
BewG) zu bewertenden Betrieb der Land- und Forstwirtschaft. Der Wert des Geb�udes ist Åber den An-
satz als Hofstelle sowie dem Zuschlag nach § 238 BewG ertragsm�ßig abgegolten. Die Fl�che der Hof-
stelle umfasst dabei nicht die dem GrundvermÇgen zuzurechnenden Fl�chenanteile. Das Wohngeb�u-
de stellt eine eigenst�ndige wirtschaftliche Einheit des GrundvermÇgens dar, fÅr die nach den Vor-
schriften des HGrStG ein Steuermessbetrag zu ermitteln und festzusetzen ist.

Die restliche Fl�che (1000 m2) kann zur Ermittlung des dem GrundvermÇgen zuzuordnenden Anteils
am Grund und Boden im Verh�ltnis der jeweils bebauten Fl�che zur gesamten bebauten Fl�che auf-
geteilt werden. Demzufolge entfallen von der restlichen Fl�che (1000 m2)

" auf das Wohngeb�ude 125 m2/500 m2 von 1000 m2 = 250 m2

" auf das Wirtschaftsgeb�ude 375 m2/500 m2 von 1000 m2 = 750 m2.

Der auf das Wohngeb�ude entfallende Fl�chenanteil Åbersteigt nicht das FÅnffache der bebauten Fl�che
(5 x 125 m2 = 625 m2). FÅr das Wohngeb�ude ist demnach eine Fl�che von 250 m2 + 125 m2 = 375 m2

zugrunde zu legen.

Der Fl�chenbetrag fÅr den Grund und Boden nach § 5 Abs. 1 HGrStG betr�gt 375 m2 x 0,04A/m2 =
15A.

(Einstweilen frei)

II. Fl�chenbetrag fÅr Wohnfl�chen (§ 5 Abs. 2 HGrStG)

1. Zu Wohnzwecken genutzte Fl�chen (§ 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 HGrStG)

Nach § 5 Abs. 2 Satz 1 HGrStG ermittelt sich der Fl�chenbetrag fÅr den zu Wohnzwecken ge-
nutzten Teil eines zum GrundstÅck gehÇrenden benutzbaren Geb�udes i. S. des § 248 BewG5

durch Multiplikation derWohnfl�che in m2 mit einem Betrag von 0,50A je m2.

HGrStG § 5 42 – 46 Fl�chenbetr�ge (ersetzt den § 13 des Grundsteuergesetzes)

1048 Bock/Lapp

1 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 17.

2 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 17.

3 Siehe vertiefend Bock in Grootens, BewG §243 Rz. 20.

4 Vgl. auch Beispiel 1 in A 237.24 Abs. 7 AEBewGrSt, NWB TAAAI-01157.

5 Vgl. hierzu Bock in Grootens, BewG §248 Rz. 19 ff.
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Die Ermittlung der Wohnfl�che wird nicht geregelt (siehe zur Kritikfi Rz. 3). Der hessische Lan-
desgesetzgeber verweist insoweit auf bereits normierte Berechnungsvorschriften, insbesonde-
re auf die Wohnfl�chenverordnung1 v. 25.11.2003.2 Sei eine solche Wohnfl�chenberechnung
bislang nicht erfolgt, soll aus VereinfachungsgrÅnden nicht beanstandet werden, wenn statt-
dessen eine nach der Zweiten Berechnungsverordnung v. 12.10.19903 ermittelte Wohnfl�che
verwendet wird, die sich aus geeigneten Unterlagen ergibt (z. B. Berechnung eines Architekten,
Mietvertrag, etc.).4

Nach § 5 Abs. 2 Satz 2 HGrStG gelten nicht genutzte Fl�chen, die zuvor zu Wohnzwecken ge-
nutzt wurden, bis zu einer Nutzung zu anderen Zwecken weiterhin als zu Wohnzwecken ge-
nutzt. Die Regelung entspricht im Ergebnis § 3 Abs. 1 Satz 4 NGrStG, so dass erg�nzend auf die
dortige Kommentierung verwiesen wird.5 Nach der Intention des hessischen Landesgesetz-
gebers soll mit dieser Regelung vermieden werden, dass sich z. B. durch den Leerstand einer
Mietwohnung die bisherige grundsteuerliche Einordnung �ndert.6

(Einstweilen frei)

2. Kurzfristige Vermietung von Wohn- und Schlafr�umen (§ 5 Abs. 2 Satz 3 HGrStG)

Nach § 5 Abs. 2 Satz 3 HGrStG ist die Vermietung von Wohn- und Schlafr�umen zur kurzfristi-
gen Beherbergung von Personen kein Wohnzweck. Nach der GesetzesbegrÅndung zielt die Re-
gelung auf Hotels und Ferienwohnungen ab.7 Die Vorschrift entspricht § 3 Abs. 1 Satz 5
NGrStG, so dass insbesondere in Bezug auf die Abgrenzungsschwierigkeiten erg�nzend auf die
dortige Kommentierung verwiesen wird.8

(Einstweilen frei)

3. H�usliches Arbeitszimmer (§ 5 Abs. 2 Satz 4 HGrStG)

Ein h�usliches Arbeitszimmer gilt nach § 5 Abs. 2 Satz 4 HGrStG ungeachtet der ertragsteuerli-
chen WÅrdigung als zu Wohnzwecken genutzt. Der hessische Landesgesetzgeber greift hierbei
die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs9 auf und sieht hierin eine VereinfachungsmÇglich-
keit bei der Ermittlung der Steuermessbetr�ge.10 Eine entsprechende Regelung ist im nieder-
s�chsischen Grundsteuermodell in § 3 Abs. 1 Satz 2 NGrStG enthalten, auf dessen Kommentie-
rung erg�nzend verwiesen wird.11

(Einstweilen frei)

Systematische Kommentierung 47 – 65 § 5 HGrStG
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1 Vgl. zur Kritik an der Heranziehung der Wohnfl�chenverordnung Bock in Grootens, BewG §249 Rz. 27.

2 BGBl I S. 2346.

3 BGBl I S. 2178 und BGBl 2007 I S. 2614.

4 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 17.

5 Siehe hierzu vertiefend Bock/Lapp in Grootnes, NGrStG § 3 Rz. 91 f.

6 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 17.

7 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 17.

8 Siehe hierzu vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 3 Rz. 96 ff.

9 BFH, Urteil v. 9.11.1988 - II R 61/87, BStBl 1989 II S. 135.

10 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 17 f.

11 Siehe hierzu vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 3 Rz. 76 ff.
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4. Garagen (§ 5 Abs. 2 Satz 5 und 8 HGrStG)

Garagen, die zu Wohnzwecken genutzten Geb�uden oder Geb�udeteilen zu dienen bestimmt
sind, bleiben nach § 5 Abs. 2 Satz 5 HGrStG außer Ansatz, wenn sie in r�umlichem Zusammen-
hang zum Geb�ude oder Geb�udeteil stehen oder wenn sie eine eigene wirtschaftliche Einheit
bilden und zus�tzlich ihre Nutzungsfl�che 100 m2 nicht Åberschreitet.

Die Regelung soll der VerwaltungsÇkonomie dienen.1 Der hessische Gesetzgeber geht davon
aus, dass bei der Ermittlung der Wohnfl�che nach der Wohnfl�chenverordnung Garagen nicht
zum Ansatz kommen (vgl. § 2 Abs. 3 WoFlV). Abweichend von einer vergleichbaren Regelung
im nieders�chsischen Grundsteuermodell, nach welcher Garagen im r�umlichen Zusammen-
hang zur Wohnnutzung bis zu einer Nutzfl�che von 50 m2 außer Ansatz bleiben (§ 3 Abs. 2
Satz 1 NGrStG),2 bleiben diese in dem hessischen Grundsteuermodell vollst�ndig außer Ansatz.
Dies gilt nicht fÅr

" Garagen, die einem nicht zu Wohnzwecken genutzten Geb�ude oder Geb�udeteil zu die-
nen bestimmt sind und

" Garagen, die eine eigene wirtschaftliche Einheit bilden, wenn die Nutzungsfl�che 100m2

Åberschreitet.

(Einstweilen frei)

5. Nebengeb�ude von untergeordneter Bedeutung (§ 5 Abs. 2 Satz 6 und 7 HGrStG)

Nebengeb�ude, die zu Wohnzwecken genutzten Geb�uden oder Geb�udeteilen zu dienen be-
stimmt und von untergeordneter Bedeutung sind, bleiben nach § 5 Abs. 2 Satz 6 HGrStG außer
Ansatz, wenn sie in r�umlichem Zusammenhang zum Geb�ude oder Geb�udeteil stehen oder
eine eigene wirtschaftliche Einheit bilden. Von einer untergeordneten Bedeutung ist nach § 5
Abs. 2 Satz 7 HGrStG auszugehen, wenn die Geb�udefl�che jeweils weniger als 30 m2 betr�gt.

Die Regelung soll der VerwaltungsÇkonomie dienen und zielt insbesondere auf Schuppen und
Gartenh�user ab.3 Eine vergleichbare Regelung findet sich auch im nieders�chsischen Grund-
steuermodell in § 3 Abs. 3 Satz 1 NGrStG, auf dessen Kommentierung erg�nzend verwiesen
wird.4 Die Formulierung, dass von einer untergeordneten Bedeutung auszugehen ist, l�sst of-
fen, ob Steuerpflichtige der Finanzverwaltung eine etwaige untergeordnete Bedeutung eines
Nebengeb�udes mit mehr als 30m2 Geb�udefl�che nachweisen kÇnnen.

(Einstweilen frei)

6. Zurechnung von Garagen und Nebengeb�uden zur Wohnfl�che (§ 5 Abs. 2 Satz 8 HGrStG)

§ 5 Abs. 2 Satz 8 HGrStG trifft eine Zurechnungsregel fÅr Garagen- und Nebengeb�udefl�chen,
die die Fl�chenbegrenzungen nach § 5 Abs. 2 Satz 5 HGrStG bzw. § 5 Abs. 2 Satz 6 und 7
HGrStG Åberschreiten. Diese sind nach § 5 Abs. 2 Satz 8 HGrStG als Wohnfl�che anzusetzen.
Die Norm ist als Fiktion ausgestaltet. Einer Fiktion h�tte es nicht bedurft, da Neben- und Zube-

HGrStG § 5 66 – 81 Fl�chenbetr�ge (ersetzt den § 13 des Grundsteuergesetzes)
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1 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 18.

2 Siehe hierzu vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 3 Rz. 111 ff.

3 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 18.

4 Siehe hierzu vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 3 Rz. 141.
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hÇrr�ume, wie Keller, außerhalb der Wohnung befindliche Abstellr�ume usw., nach hiesiger
Auffassung zum Bundesmodell eigentlich das Schicksal der Hauptr�ume teilen.1

Eine entsprechende Zurechnungsregelung fehlt fÅr Neben- und ZubehÇrr�ume, die keine Ga-
ragen sind und den Geb�udebegriff nicht erfÅllen. FÅr diese Fl�chen stellt sich die Frage, ob sie
im hessischen Grundsteuermodell der Wohnfl�che oder der Nutzungsfl�che eines Geb�udes
zuzurechnen sind (vgl. bereits fi Rz. 3). Neben- und ZubehÇrr�ume teilen nach hiesiger Auffas-
sung zum Bundesmodell eigentlich das Schicksal der Hauptr�ume.2 Durch die vom hessischen
Gesetzgeber intendierte Anwendung der Wohnfl�chenverordnung zur Ermittlung der Wohn-
fl�che wÅrden diese Fl�chen allerdings nicht erfasst werden, was mit einer gleichm�ßigen Be-
steuerung im Verh�ltnis zu nicht fÅr Wohnzwecke genutzte Fl�chen und einem Fl�chenmodell
schwer zu vereinbaren ist.

(Einstweilen frei)

III. Fl�chenbetrag fÅr Nutzfl�chen (§ 5 Abs. 3 HGrStG)

Nach § 5 Abs. 3 HGrStG ist der Fl�chenbetrag fÅr den zu anderen Zwecken als Wohnzwecken
genutzten Teil eines zum GrundstÅck gehÇrenden benutzbaren Geb�udes (§ 248 BewG3) das
Produkt aus der Nutzungsfl�che in m2 und einem Ansatz von 0,50A je m2. Die Regelung ist
unglÅcklich formuliert, da sie nur Teile von Geb�uden und nicht auch Geb�ude im Ganzen in
Bezug nimmt. Nach Sinn und Zweck der Regelung findet sie auch auf Geb�ude Anwendung,
die insgesamt zu anderen als Wohnzwecken genutzt werden.

Die Nutzungsfl�che soll nach den Vorstellungen des hessischen Gesetzgebers nach DIN 277
ermittelt werden, z. B. DIN 277-1: 2005-02 oder DIN 277-1: 2016-01.4 Aber auch andere Me-
thoden zur Fl�chenermittlung sollen zul�ssig sein, wenn sie geeignet sind, die Nutzungsfl�che
nach DIN 277 zutreffend abzubilden. Z. B. kÇnne ein vorhandener Rauminhalt in Kubikmeter
mit Hilfe einer geeigneten Methode in einen Fl�chenwert in m2 umgerechnet werden. In die-
sem Fall kÇnnten geringfÅgige Unsch�rfen hingenommen werden. Anders als bei der ver-
gleichbaren Regelung im nieders�chsischen Grundsteuermodell in § 3 Abs. 1 Satz 3 NGrStG5

wird nach der Intention des hessischen Gesetzgebers die Auswahl der Methode zur Ermittlung
der Nutzfl�che nicht vollst�ndig dem Steuerpflichtigen Åberlassen, da die gew�hlte Berech-
nungsmethode die Nutzfl�che nach DIN 277 von gewissen Unsch�rfen abgesehen jedenfalls
sachgerecht abbilden muss.

Nicht genutzte Fl�chen, die zuvor zu anderen Zwecken als Wohnzwecken genutzt wurden, gel-
ten nach § 5 Abs. 3 Satz 2 HGrStG bis zu einer Nutzung zu Wohnzwecken weiterhin als zu an-
deren Zwecken als Wohnzwecken genutzt. Die Vorschrift korrespondiert mit § 5 Abs. 2 Satz 2
HGrStG (siehe hierzu fi Rz. 48).

(Einstweilen frei)

Systematische Kommentierung 82 – 95 § 5 HGrStG
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1 Vgl. st. Rspr. BFH, Urteil v. 6.11.1991 - II R 91/87 NWB NAAAB-32265 zur Einheitsbewertung sowie Bock in Grootens,
BewG § 249 Rz. 23 m.w. N.

2 Vgl. st. Rspr. BFH, Urteil v. 6.11.1991 - II R 91/87 NWB NAAAB-32265 zur Einheitsbewertung sowie Bock in Grootens,
BewG § 249 Rz. 23 m.w. N.

3 Vgl. hierzu Bock in Grootens, BewG §248 Rz. 19 ff.

4 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 18.

5 Siehe hierzu vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 3 Rz. 57 ff. und Rz. 81 ff.
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IV. Fl�chenberechnung bei Wohnungs- und Teileigentum
(§ 5 Abs. 4 HGrStG)

§ 5 Abs. 4 Satz 1 HGrStG bestimmt, dass bei der Berechnung der Wohn- und Nutzfl�chen fÅr
Wohnungseigentum und Teileigentum nach § 5 Abs. 1–3 HGrStG die Definitionen von Woh-
nungs- und Teileigentum nach § 249 Abs. 5 und 6 BewG entsprechend anzuwenden sind. Inso-
weit wird auf die dortige Kommentierung verwiesen.1

Nach § 5 Abs. 4 Satz 2 HGrStG gelten fÅr Garagenstellpl�tze und Nebengeb�ude im Woh-
nungseigentum §5 Abs. 2 Satz 5–8 HGrStG (siehe fiRz. 66 ff.) entsprechend.

(Einstweilen frei)

V. Nichtansatz bestimmter Geb�ude und Geb�udeteile (§ 5 Abs. 5 HGrStG)

1. GeringfÅgigkeitsregel bei Nebengeb�uden (§ 5 Abs. 5 Satz 1 HGrStG)

§ 5 Abs. 5 Satz 1 HGrStG enth�lt eine GeringfÅgigkeitsregel, nach der die Fl�chen von auf ei-
nem GrundstÅck errichteten Geb�uden außer Ansatz bleiben, wenn diese insgesamt weniger
als 30 m2 betragen. Die Regelung soll der Vereinfachung dienen.2 Sie entspricht weitgehend
der Regelung im nieders�chsischen Modell in § 3 Abs. 4 NGrStG, auf dessen Kommentierung
erg�nzend verwiesen wird.3

(Einstweilen frei)

2. Geb�ude oder Geb�udeteile fÅr den Zivilschutz (§ 5 Abs. 5 Satz 2 HGrStG)

Nach § 5 Abs. 5 Satz 2 HGrStG bleiben Geb�ude oder Geb�udeteile fÅr den Zivilschutz nach
§ 245 BewG4 außer Ansatz. Nach der GesetzesbegrÅndung soll der Nichtansatz aus Gemein-
wohlgrÅnden erfolgen.5 Die zum nieders�chsischen Modell vorgetragene Kritik zur Nichterfas-
sung dieser Fl�chen in einem Fl�chenmodell gilt hier entsprechend.6

(Einstweilen frei)

VI. Rundungsregel (§ 5 Abs. 6 HGrStG)

§ 5 Abs. 6 HGrStG enth�lt eine Rundungsregel und bestimmt, dass bei der Ermittlung der Fl�-
chenbetr�ge immer von vollen m2 auszugehen ist und Nachkommastellen abzurunden sind.

§ 6 HGrStG Steuermesszahlen (ersetzt den § 15 Abs. 1
und 5 des Grundsteuergesetzes)

(1) Die Steuermesszahl fÅr die Fl�chenbetr�ge nach § 5 Abs. 1 und 3 betr�gt 100 Prozent.

(2) Die Steuermesszahl fÅr den Fl�chenbetrag nach § 5 Abs. 2 betr�gt 70 Prozent.

HGrStG § 6 Steuermesszahlen (ersetzt den § 15 Abs. 1 und 5 des Grundsteuergesetzes)
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1 Vgl. hierzu Bock in Grootens, BewG §249 Rz. 56 und Rz. 60.

2 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 18.

3 Siehe Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 3 Rz. 171 ff.

4 Vgl. hierzu Bock in Grootens, BewG §245 Rz. 18 ff.

5 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Hessischen Grundsteuergesetz, Hessische LT-Drucks. 20/6379 S. 18.

6 Siehe hierzu vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 3 Rz. 107.
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Entsprechendes gilt bei Wohnungs- und Teilerbbaurechten. § 2 Abs. 4 Satz 3 NGrStG sieht klar-
stellend eine nur sinngem�ße Anwendung des § 261 BewG vor, weil im NGrStG kein Gesamt-
wert nach §§ 243–260 BewG zu ermitteln ist, sondern die �quivalenzbetr�ge der wirtschaftli-
chen Einheit insgesamt dem Erbbauberechtigen so zugewiesen werden, als ob die Belastung
mit dem Erbbaurecht nicht bestÅnde.1

(Einstweilen frei)

V. Die nieders�chsische Landesgrenze Åberschreitende wirtschaftliche
Einheiten (§ 2 Abs. 5 NGrStG)

Das Vorhandensein verschiedener Grundsteuermodelle und die Beschr�nkung der Regelungs-
befugnis der einzelnen L�nder auf ihr Hoheitsgebiet macht es insbesondere zur Vermeidung
einer Doppelerfassung erforderlich, bei grenzÅberschreitenden wirtschaftlichen Einheiten zu
bestimmen, wie mit diesen wirtschaftlichen Einheiten umzugehen ist. Denkbare �berschnei-
dungen gibt es in Niedersachsen mit Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nord-
rhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, ThÅringen (alle Bundesmodell) sowie
Hamburg, Hessen ( jeweils abweichende Landes-Grundsteuergesetze) und dem Ausland (Nie-
derlande). § 2 Abs. 5 Satz 1 NGrStG bestimmt zu diesem Zweck, dass bei GrundstÅcken, die
sich auch auf ein anderes Land oder das Ausland erstrecken, nur fÅr den im Gebiet des Landes
Niedersachsen belegenen Teil des GrundvermÇgens Grundsteuer zu ermitteln, festzusetzen
und zu erheben ist. Dieser Teil des jeweiligen GrundstÅcks bildet eine eigenst�ndige wirt-
schaftliche Einheit.

Systematisch ergibt sich aus § 2 Abs. 5 NGrStG insgesamt fÅr das nieders�chsische Grundsteu-
ermodell, dass nur fÅr das auf dem Gebiet des Landes Niedersachsen belegene Grundver-
mÇgen die Grundsteuer nach dem NGrStG zu ermitteln, festzusetzen und zu erheben ist (siehe
bereits fi Rz. 21). Da bei der Bewertung der Betriebe der Land- und Forstwirtschaft die bundes-
gesetzlichen Regelungen weitgehend Anwendung finden (siehe aber die punktuellen Abwei-
chungen in § 11 NGrStG2), beschr�nkt sich der Anwendungsbereich der Vorschrift auf die Bil-
dung wirtschaftlicher Einheiten des GrundvermÇgens. Soweit sich ein Betrieb der Land- und
Forstwirtschaft Åber die Landesgrenze Niedersachsens hinaus erstreckt, finden hierfÅr weiter-
hin die bundesgesetzlichen Regelungen zur Bildung der wirtschaftlichen Einheit3 Anwendung.

Die Norm dÅrfte nur geringe Bedeutung haben, da es nicht viele GrundstÅcke geben dÅrfte,
die sich Åber Landesgrenzen hinweg erstrecken. Zumindest im Hinblick auf Schleswig-Hol-
stein, Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg dÅrften grenzÅberschreitende wirtschaftli-
che Einheiten aufgrund der Elbe als Åberwiegende natÅrliche Landesgrenze kaum vorkommen.

§ 3 NGrStG Maßgebliche Fl�chen
(1) 1Maßgebliche Geb�udefl�che bei Wohnnutzung ist, soweit sich aus den Abs�tzen 2 und 3 nichts ande-
res ergibt, die Wohnfl�che. 2Als Wohnnutzung gilt auch ein h�usliches Arbeitszimmer. 3Im �brigen ist die
Nutzfl�che des Geb�udes maßgeblich. 4Nicht genutzte Geb�udefl�chen, die zuvor Wohnzwecken gedient

NGrStG § 3 Maßgebliche Fl�chen
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1 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 12.

2 Siehe vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 11 Rz. 1 ff.

3 Siehe hierzu MÅller in Grootens, BewG §232 Rz. 33 ff. und MÅller in Grootens, BewG §233 Rz. 10 ff.
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haben, gelten bis zu einer Nutzung zu anderen Zwecken weiterhin als zu Wohnzwecken genutzt. 5Die Ver-
mietung von Wohn- und Schlafr�umen zur kurzfristigen Beherbergung von Personen ist kein Wohnzweck.

(2) 1Nutzfl�chen von Garagen, die in r�umlichem Zusammenhang zur Wohnnutzung stehen, der sie auch
rechtlich zuzuordnen sind, bleiben bei der Ermittlung der maßgeblichen Geb�udefl�chen bis zu einer Fl�-
che von 50 m2 außer Ansatz. 2Dies gilt unter den Voraussetzungen des Satzes 1 auch fÅr Garagen, die eine
eigene wirtschaftliche Einheit bilden.

(3) 1Im �brigen bleiben die Nutzfl�chen von Nebengeb�uden, die in r�umlichem Zusammenhang zur
Wohnnutzung stehen, der sie zu dienen bestimmt sind, bis zu einer Fl�che von 30 m2 bei der Ermittlung
der maßgeblichen Geb�udefl�chen außer Ansatz. 2Dies gilt unter den Voraussetzungen des Satzes 1 auch
fÅr Nebengeb�ude, die eine eigene wirtschaftliche Einheit bilden.

(4) 1Ein GrundstÅck gilt als unbebaut, wenn die darauf errichteten Geb�ude eine Gesamtgeb�udefl�che
von weniger als 30 m2 haben; bei der Berechnung bleiben die Regelungen des Absatzes 2 oder 3 unberÅck-
sichtigt. 2Besteht ein Bauwerk aus mehreren wirtschaftlichen Einheiten, so ist fÅr die Berechnung die Ge-
samtgeb�udefl�che des Bauwerks anzusetzen. 3Die Geb�udefl�che bleibt in der Folge außer Ansatz.
4§ 246 BewG bleibt im �brigen unberÅhrt.

(5) Die ermittelten Fl�chen von Grund und Boden und Geb�uden sind als fÅr dieses Gesetz maßgebliche
Fl�chen auf volle Quadratmeter nach unten abzurunden.
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HHIINNWWEEIISSEE::

A 3 des Runderlasses des Nieders�chsischen Finanzministeriums, Anwendung des Nieders�chsischen
Grundsteuergesetzes (NGrStG) zur Bewertung des GrundvermÇgens fÅr die Grundsteuer ab 1.1.2022
(AENGrStG), RdErl. d. MF v. 22.2.2022 - G 1002-6 - 62100.

A. Allgemeine Erl�uterungen zu § 3 NGrStG

I. Normzweck und wirtschaftliche Bedeutung der Vorschrift

§ 3 NGrStG trifft Regelungen zur Ermittlung der fÅr die Feststellung der �quivalenzbetr�ge
notwendigen Wohn- und Nutzfl�chen. Die maßgeblichen Fl�chen werden mit den �quivalenz-
zahlen nach § 4 NGrStG multipliziert und ergeben den �quivalenzbetrag. Der �quivalenz-
betrag ist AusgangsgrÇße zur Ermittlung des Grundsteuermessbetrags. Der Grundsteuermess-
betrag ergibt sich durch Multiplikation der Grundsteuermesszahlen mit dem �quivalenz-
betrag. Durch Anwendung des Hebesatzes der jeweiligen Gemeinde auf den Grundsteuer-
messbetrag ergibt sich die zu zahlende Grundsteuer.

In einem Fl�chenmodell, wie dem nieders�chsischen Grundsteuermodell, kommt der Fl�chen-
bestimmung eine ganz erhebliche Bedeutung zu. Die Fl�che ist im nieders�chsischen Grund-
steuermodell neben dem Lage-Faktor die einzige objektbezogene GrÇße, die Einfluss auf die
HÇhe der Grundsteuer nimmt. Die Fl�chenbestimmung dÅrfte im nieders�chsischen Modell
entsprechend streitanf�llig sein. Dies gilt aufgrund der unterschiedlich hohen Steuermesszah-
len auch fÅr die Abgrenzung von der Wohn- zur Nutzfl�che.

Der Bedeutung der Fl�chenbestimmung fÅr das nieders�chsische Grundsteuermodell wird § 3
NGrStG nicht gerecht. In § 3 NGrStG werden Åberwiegend bestimmte Sonderf�lle behandelt.
Grundlegende Fragen, wie die Abgrenzung der Wohn- zur Nutzfl�che, die ZugehÇrigkeit von
Neben- und ZubehÇrr�umen sowie die Methode der Fl�chenermittlung werden nicht geregelt.

§ 3 Abs. 1 NGrStG bestimmt als maßgebliche Geb�udefl�che bei Wohnnutzung die Wohnfl�-
che und im �brigen die Nutzfl�che. Daneben werden in § 3 Abs. 1 NGrStG die Behandlung ei-
niger Spezialf�lle geregelt, wie die Behandlung eines h�uslichen Arbeitszimmers, der Leer-
stand sowie die kurzfristige Vermietung von Wohnraum.

§ 3 Abs. 2 NGrStG regelt die Behandlung von Garagen, die im Zusammenhang mit der Wohn-
nutzung stehen. Diese bleiben bis zu einer Fl�che von 50 m2 außer Ansatz. § 3 Abs. 3 NGrStG
regelt die Behandlung von den Åbrigen Nutzfl�chen, die im Zusammenhang mit der Wohnnut-
zung stehen. Diese bleiben bis zu einer Fl�che von 30 m2 außer Ansatz.

§ 3 Abs. 4 NGrStG erweitert die Definition des unbebauten GrundstÅcks in § 246 BewG. Ein
GrundstÅck gilt im nieders�chsischen Grundsteuermodell auch dann als unbebaut und die Ge-
b�udefl�chen werden entsprechend nicht angesetzt, wenn die Gesamtgeb�udefl�che der da-

NGrStG § 3 1 – 6 Maßgebliche Fl�chen
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rauf errichteten Geb�ude weniger als 30 m2 betr�gt. § 3 Abs. 5 NGrStG enth�lt schließlich eine
Abrundungsregel fÅr die Fl�chenbestimmung.

(Einstweilen frei)

I. Entstehung und Entwicklung der Vorschrift

Die Vorschrift wurde im Jahr 2021 mit dem Stammgesetz in das NGrStG aufgenommen.1 Im
Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen war die Regelung noch in § 2 NGrStG verortet.2

Der ursprÅngliche Gesetzentwurf der Regierungskoalition3 sah in § 3 Abs. 1 Satz 1 NGrStG
noch vor, dass die Geb�udefl�che bei Wohnnutzung die Wohnfl�che i. S. der Wohnfl�chenver-
ordnung (WoFlV) ist und in § 3 Abs. 1 Satz 3 NGrStG, dass die Nutzfl�che des Geb�udes nach
DIN 277 zu bestimmen ist. Diese Vorgaben wurden im parlamentarischen Verfahren nach ei-
ner Empfehlung des federfÅhrenden Ausschusses fÅr Haushalt und Finanzen nicht in das Ge-
setz aufgenommen, um EigentÅmerinnen und EigentÅmern zu ermÇglichen, zur Ermittlung
der jeweiligen Fl�chen auf vorhandene Unterlagen zurÅckgreifen zu kÇnnen, auch wenn die
darin verwendeten Berechnungsmethoden nicht genau den Berechnungen nach der WoFlV
bzw. DIN 277 entsprechen.4 Zudem wurde die in § 3 Abs. 2 NGrStG zun�chst enthaltene Frei-
grenze von 100 m2 fÅr nicht zu berÅcksichtigende Garagen durch 50 m2 ersetzt. Nach Ansicht
des nieders�chsischen Gesetzgebers soll zudem mit der Formulierung ein Freibetrag einge-
fÅhrt worden sein, der die unterschiedlichen Sachverhalte besser abbildet und einen Fallbeil-
effekt beim �berschreiten der Freigrenze vermeidet.5

DarÅber hinaus wurden in § 3 Abs. 3 und 4 NGrStG die Bagatellgrenzen, nach welcher (Ne-
ben-)geb�ude von untergeordneter Bedeutung außer Ansatz bleiben, von ursprÅnglich 23 m2

auf nunmehr 30 m2 angehoben. Damit wurde die Vorschrift an den seinerzeitigen Entwurf ei-
nes Bayerischen Grundsteuergesetzes6 angeglichen, um die Anwendung der �quivalenzmodel-
le im Bundesgebiet zu vereinheitlichen.7 Zudem wurden im Gesetzgebungsverfahren gering-
fÅgige sprachliche Anpassungen vorgenommen.8

(Einstweilen frei)

III. Geltungsbereich

§ 3 NGrStG gilt fÅr in Niedersachsen belegenes GrundvermÇgen und nicht fÅr das land- und
forstwirtschaftliche VermÇgen. § 3 NGrStG ist mit dem Stammgesetz gem. § 15 Abs. 1 NGrStG
am 14.7.2021 in Kraft getreten. Wie sich aus § 1 Satz 1 NGrStG9 und § 12 Abs. 1 NGrStG10 er-
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1 Nieders�chsisches Grundsteuergesetz v. 7.7.2021, Nds. GVBl Nr. 27/2021 S. 502 ff.

2 Vgl. Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 5 und S. 18 ff.

3 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995.

4 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13.

5 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13.

6 Bayerische LT-Drucks. 18/15755 S. 6.

7 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 14.

8 Vgl. Beschlussempfehlung des Ausschusses fÅr Haushalt und Finanzen, Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9603 S. 3 f.
und Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13 ff.

9 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 1 Rz. 9.

10 Siehe Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 12 Rz. 31 ff.
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gibt, sollen die Regelungen des NGrStG und damit auch § 3 NGrStG erst fÅr die Erhebung der
Grundsteuer ab dem Kalenderjahr 2025 von Bedeutung sein.

(Einstweilen frei)

IV. Vereinbarkeit der Vorschrift mit hÇherrangigem Recht
§ 3 NGrStG kÇnnte im Hinblick auf die Fl�chenbestimmung zu unbestimmt sein und gegen
den Bestimmtheitsgrundsatz und die Gleichm�ßigkeit der Besteuerung verstoßen. In einem
Fl�chenmodell, wie dem nieders�chsischen Grundsteuermodell, ist die Fl�che neben dem rech-
nerisch ermittelten Lage-Faktor die einzige objektbezogene GrÇße, die Einfluss auf die HÇhe
der Grundsteuer nimmt. Die Bestimmung der anzusetzenden Fl�che, insbesondere die Metho-
dik der Fl�chenbestimmung und die Abgrenzung von der Wohn- zur Nutzfl�che, hat damit
eine entscheidende Bedeutung. Sie kann nicht ins Belieben des Steuerpflichtigen gestellt wer-
den.

Nach der Rechtsprechung des BVerfG mÅssen steuerrechtliche Normen so bestimmt sein, dass
klare Maßst�be bereitgestellt werden, um die Verwaltung zu binden und ihr Verhalten nach
Inhalt, Zweck und Ausmaß zu begrenzen.1 Dies gilt in besonderem Maße, wenn dem Steuer-
pflichtigen durch das Steuergesetz Erkl�rungspflichten auferlegt werden (hier: Erkl�rung der
maßgeblichen Fl�che). Der Steuerpflichtige muss in die Lage versetzt werden, dass er anhand
der gesetzlichen Regelung ggf. in Verbindung mit Verwaltungsanweisungen die von ihm ver-
langte Handlung erkennen, sein Verhalten danach ausrichten und der Handlungspflicht
rechtssicher nachkommen kann.2 Das Bestimmtheitsgebot verbietet nicht von vornherein die
Verwendung von unbestimmten Rechtsbegriffen (wie hier der Wohnfl�che).3 Zu fordern ist je-
doch, dass sich unbestimmte Rechtsbegriffe durch eine Auslegung der betreffenden Normen
nach den Regeln der juristischen Methodik hinreichend konkretisieren lassen und verbleiben-
de Ungewissheiten nicht so weit gehen, dass die Vorhersehbarkeit und Justitiabilit�t des Han-
delns der durch die Normen erm�chtigten staatlichen Stellen gef�hrdet sind.4 Indem der nie-
ders�chsische Gesetzgeber die Methodenauswahl zur Bestimmung der Fl�che weitgehend ins
Belieben der Steuerpflichtigen stellen will, bleibt ungewiss, an welchem Maßstab die Fl�chen-
ermittlung zu messen ist. Hinreichende Anhaltspunkte lassen sich insoweit auch nicht im Ge-
setz finden.

Die teilweise NichtberÅcksichtigung von Nutzfl�chen von Garagen und Nebengeb�uden im
Zusammenhang mit der Wohnnutzung in § 3 Abs. 2 und 3 NGrStG kÇnnte gleichheitsrecht-
lichen Bedenken unterliegen, indem die NichtberÅcksichtigung bei Nichtwohnnutzung nicht
gew�hrt wird.5 Nach der Rechtsprechung des BVerfG muss die erste Ebene der Ermittlung der
Bemessungsgrundlage – hier die Fl�chenbestimmung – bei den einzelnen Nutzungsarten ein-
heitlich erfolgen.6 Abweichungen hiervon bedÅrfen der Rechtfertigung. Nach Auffassung des
nieders�chsischen Gesetzgebers sei diese Ungleichbehandlung sachlich gerechtfertigt, da das
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1 Vgl. BVerfG, Beschluss v. 13.6.2007 - 1 BvR 1550/03, 1 BvR 2357/04, 1 BvR 603/05, BStBl 2007 II S. 896 Rz.95 NWB
JAAAC-50763.

2 Vgl. BVerfG, Beschluss v. 3.3.2004 - 1 BvF 3/92, BGBl 2004 I S. 543 Rz. 103 NWB EAAAB-85006.

3 Vgl. BVerfG, Beschluss v. 13.6.2007 - 1 BvR 1550/03, 1 BvR 2357/04, 1 BvR 603/05, BStBl 2007 II S. 896 Rz.100 NWB
JAAAC-50763.

4 Vgl. BVerfG, Beschluss v. 13.6.2007 -1 BvR 1550/03, 1 BvR 2357/04, 1 BvR 603/05, BStBl 2007 II S. 896 Rz.100 NWB
JAAAC-50763.

5 Zweifel auch Krause in Stenger/Loose, NGrStG, Grundaussagen Rz. 41.

6 Vgl. BVerfG, Beschluss v. 7.11.2006 - 1 BvL 10/02, BStBl 2007 II S. 192 NWB GAAAC-36599.
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�quivalenzprinzip von einem Zusammenhang zwischen Quadratmeter Fl�che und Anzahl der
Nutzenden ausgehe. Im Fall der Wohnnutzung lasse ein untergeordnetes Nebengeb�ude nicht
auf weitere Nutzende schließen. Bei anderen Nutzungen kÇnne dieser Schluss aufgrund der
vielf�ltigen Gestaltungen nicht gezogen werden, sodass eine großzÅgigere Regelung hier nicht
gerechtfertigt sei.1 Dieser Grund Åberzeugt nicht. Unterstellt er sei richtig, h�tte ein Ansatz
von Garagen und Nebengeb�uden insgesamt nicht erfolgen dÅrfen. DarÅber hinaus ist kein
Grund ersichtlich, warum bei anderen Nutzungen die Fl�che der Nebengeb�ude ein tauglicher
Indikator fÅr die Anzahl der Nutzenden sein soll. Die Regelungen in § 3 Abs. 2 und 3 NGrStG
sollen nach dem an anderer Stelle erkl�rten Willen des Gesetzgebers vor allem der Verwal-
tungsvereinfachung dienen.2 Das BedÅrfnis nach Verwaltungsvereinfachung besteht aller-
dings in gleichem Maße auch bei der Nichtwohnnutzung.

(Einstweilen frei)

V. Verh�ltnis zu anderen Vorschriften

Die maßgeblichen Fl�chen nach § 3 NGrStG sind nach § 2 Abs. 3 NGrStG3 mit den �quivalenz-
zahlen nach § 4 NGrStG4 zu multiplizieren und ergeben so den �quivalenzbetrag. Dieser ist
AusgangsgrÇße nach § 2 Abs. 2 NGrStG5 fÅr die Ermittlung des Grundsteuermessbetrags durch
Multiplikation mit den jeweiligen Grundsteuermesszahlen nach § 6 NGrStG6. Der Grundsteuer-
messbetrag ergibt durch Anwendung des jeweiligen Hebesatzes der Gemeinde nach § 2 Abs. 1
Satz 2 NGrStG7 die Grundsteuerzahllast.

Die maßgeblichen Fl�chen einer wirtschaftlichen Einheit des GrundvermÇgens werden nach
§ 8 Abs. 1 Satz 1 NGrStG8 gesondert festgestellt. Die entsprechende Feststellung kann nach
§§ 347, 352 AO mit dem Einspruch angefochten werden.

§ 3 Abs. 4 NGrStG erweitert die Definition eines unbebauten GrundstÅcks nach § 246 BewG,9

indem es Geb�ude von fl�chenm�ßig untergeordneter Bedeutung fÅr die Frage der Bebauung
eines GrundstÅcks ausnimmt, sodass diese Geb�udefl�chen im nieders�chsischen Grundsteu-
ermodell nicht angesetzt werden.

(Einstweilen frei)

Allgemeine Erl�uterungen zu § 3 NGrStG 29 – 40 § 3 NGrStG
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1 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 14.

2 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 19.

3 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 2 Rz. 51 f.

4 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 4 Rz. 26 ff.

5 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 2 Rz. 46 ff.

6 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 6 Rz. 26 ff.

7 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 2 Rz. 36.

8 Vgl. vertiefend Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 8 Rz. 36 ff.

9 Vgl. hierzu vertiefend Bock in Grootens, BewG §246 Rz. 17 ff.
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B. Systematische Kommentierung

I. Abgrenzung und Ermittlung von Wohn- und Nutzfl�chen
(§ 3 Abs. 1 NGrStG)

1. Fl�che des Grund und Bodens

Eine Regelung, wie die Fl�che des Grund und Bodens zu ermitteln und anzusetzen ist, fehlt
wie auch im Bewertungsgesetz im NGrStG. Die zur Ermittlung des �quivalenzbetrags anzuset-
zende maßgebliche Fl�che des Grund und Bodens dÅrfte nach denselben Maßst�ben wie im
Bundesrecht erfolgen.1 Maßgeblich ist grunds�tzlich das amtliche Vermessungsergebnis, das
in der Regel dem Grundbuch oder den Katasterunterlagen entnommen werden kann.2

(Einstweilen frei)

2. Geb�udefl�chen

Das nieders�chsische Grundsteuermodell erfasst neben der Fl�che fÅr den Grund und Boden
die Geb�udefl�chen. Ein Geb�ude ist ein Bauwerk, das Menschen oder Sachen durch r�umliche
Umschließung Schutz gegen WitterungseinflÅsse gew�hrt, den Aufenthalt von Menschen ge-
stattet, fest mit dem Grund und Boden verbunden, von einiger Best�ndigkeit und ausreichend
standfest ist.3 Im nieders�chsischen Grundsteuermodell und so auch in § 3 NGrStG werden die
Geb�udefl�chen in Wohnfl�chen und Nutzfl�chen unterschieden. FÅr diese gelten unter-
schiedliche Grundsteuermesszahlen nach § 6 NGrStG. Die Bagatellgrenzen nach § 3 Abs. 2 und
3 NGrStG finden zudem nur auf Nutzfl�chen im Zusammenhang mit Wohnnutzung Anwen-
dung.

(Einstweilen frei)

3. Wohnfl�che

a) Begriff der Wohnfl�che

§ 3 Abs. 1 Satz 1 NGrStG bestimmt bei Wohnnutzung die Wohnfl�che als maßgebliche Geb�u-
defl�che zur Berechnung des Grundsteuermessbetrags. Die Wohnfl�che wird nach § 8 Abs. 1
Satz 1 NGrStG gesondert festgestellt und kann damit auch mit einem Rechtsbehelf angefoch-
ten werden.

§ 3 Abs. 1 Satz 1 NGrStG ist aufgrund der Streichung des Zusatzes Wohnfl�che im Sinne der
Wohnfl�chenverordnung (siehe bereits fi Rz. 12) inhaltsleer geworden, da er einen bisher im
NGrStG nicht verwendeten und damit unbestimmten Begriff (Wohnnutzung) durch einen
zwar im NGrStG verwendeten, aber ebenfalls unbestimmten Rechtsbegriff (Wohnfl�che) er-
setzt. Es h�tte einer Definition des durchg�ngig verwendeten Begriffs der Wohnfl�che bedurft
und nicht einer Definition des Begriffs der Wohnnutzung durch den durchg�ngig verwendeten
Begriff der Wohnfl�che.

NGrStG § 3 41 – 47 Maßgebliche Fl�chen
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1 Siehe hierzu vertiefend Bock in Grootens, BewG §247 Rz. 29.

2 Vgl. auch Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-
Drucks. 18/8995 S. 20.

3 Siehe zum Geb�udebegriff vertiefend Bock in Grootens, BewG §243 Rz. 27 ff.
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Zur Ermittlung der konkret anzusetzenden Wohnfl�che w�re in einem ersten Schritt zun�chst
zu bestimmen, welche Fl�che als Wohnfl�che i. S. des NGrStG einzuordnen ist (Ansatz dem
Grunde nach). Dies dÅrfte nach Sinn und Zweck der Regelungen zur Wohnfl�che im NGrStG
jede Geb�udefl�che sein, die Wohnzwecken oder WohnbedÅrfnissen dient.1 Alle Fl�chen, die
anderen Zwecken dienen, wie gewerblichen, freiberuflichen, Çffentlich-rechtlichen oder sonsti-
gen Zwecken, gehÇren zu den Nutzfl�chen (beachte allerdings die Regelung zum h�uslichen
Arbeitszimmer in § 3 Abs. 1 Satz 2 NGrStG; siehe hierzu fi Rz. 76 ff.). Neben- und ZubehÇrr�u-
me, wie Keller, außerhalb der Wohnung befindliche Abstellr�ume usw., teilen nach hiesiger
Auffassung zum Bundesmodell das Schicksal der Hauptr�ume.2 Dasselbe gilt fÅr Balkone und
Loggien. Nach dem nieders�chsischen Grundsteuermodell dÅrften diese Fl�chen jedoch als
Nutzfl�chen zu erfassen sein. FÅr diese Auslegung spricht insbesondere § 3 Abs. 2 Satz 1 und
Abs. 3 Satz 1 NGrStG, die jeweils den Begriff der Nutzfl�che von Garagen und Nebengeb�uden
im Zusammenhang mit Wohnnutzung verwenden.

(Einstweilen frei)

b) Ermittlung der Wohnfl�che

In einem zweiten Schritt w�re dann zu bestimmen, inwieweit die zur Wohnfl�che z�hlenden
Fl�chen angesetzt werden mÅssen (Ansatz der HÇhe nach). Anders als noch im ursprÅnglichen
Gesetzentwurf (siehe hierzu fi Rz. 12) gibt das Gesetz keine feste Vorgabe zur Ermittlung der
Wohnfl�che mehr vor. Nach der GesetzesbegrÅndung3 soll die Wohnfl�che nach einer sachge-
rechten und anerkannten Methode ermittelt werden. Vorrangiges geeignetes Mittel ist die
Vermessung der R�umlichkeiten und eine daraus abgeleitete Berechnung der Fl�chengrÇße.4

Ist dies mit einem unverh�ltnism�ßigen Aufwand verbunden, darf hilfsweise eine ausschließ-
lich mathematische Berechnung der Fl�che erfolgen, wenn dies hinreichend geeignet er-
scheint, wobei Unsch�rfen in geringfÅgigen Umfang gestattet sind.5 Zul�ssig soll sogar die
Umrechnung des Rauminhalts von Kubikmetern in eine Fl�chengrÇße in Quadratmetern auf
Basis hinreichend gesicherter Erkenntnisse und Methoden sein, solange weiterhin die Fl�che
als BezugsgrÇße zugrunde gelegt werde.6 Die Ermittlung der Wohnfl�che soll auch nach der
Wohnfl�chenverordnung7 (siehe hierzu vertiefend fi Rz. 68) oder deren Vorg�ngerregelungen
erfolgen kÇnnen. Der Steuerpflichtige soll auf vorhandene Unterlagen zurÅckgreifen dÅrfen,
selbst, wenn die dortige Berechnung nicht exakt der Wohnfl�chenberechnung entspricht.8 In
Betracht kommen zum Beispiel die Bauunterlagen.

Diese Beliebigkeit bei der Bestimmung der Wohnfl�che ist mit einer gleichm�ßigen Besteue-
rung schwer zu vereinbaren (siehe bereits fi Rz. 26 f.). Die Fl�che ist eine objektive GrÇße, die
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1 Vgl. bereits RFH, Urteil v. 14.3.1940 - III 282/38, RStBl 1940 S. 589 zur Einheitsbewertung.

2 Vgl. st. Rspr. BFH, Urteil v. 6.11.1991 - II R 91/87 NWB NAAAB-32265 zur Einheitsbewertung sowie Bock in Grootens,
BewG § 249 Rz. 23 m.w. N.

3 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13.

4 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 19.

5 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 19.

6 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 19.

7 Vgl. auch Krause in Stenger/Loose, NGrStG § 3 Rz. 190, der ebenfalls die WoFlV zur Ermittlung der Wohnfl�che an-
wenden will.

8 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13.
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durch Nachmessen objektiv sicher bestimmt werden kann. Gerade in einem Fl�chenmodell,
wie dem nieders�chsischen Grundsteuermodell, in dem die Fl�che neben dem rechnerisch er-
mittelten Lage-Faktor die einzige und damit maßgebliche objektbezogene GrÇße zur Bestim-
mung der Grundsteuerlast ist, muss diese zur Wahrung der Gleichm�ßigkeit der Besteuerung
mÇglichst pr�zise bestimmt werden. Es kann nicht im Belieben des Steuerpflichtigen liegen,
welche Methode er zur Bestimmung der Wohnfl�che anwendet, um die Steuerlast mÇglichst
gering zu halten.

(Einstweilen frei)

c) BerÅcksichtigung von Neben- und ZubehÇrr�umen bei der Wohnfl�che

Aus § 3 NGrStG ergibt sich bis auf die Bagatellregelungen in § 3 Abs. 2 und 3 NGrStG (siehe
hierzu fi Rz. 111 ff. und fi Rz. 141 ff.) nicht, ob Neben- und ZubehÇrr�ume, sofern man sie der
Wohnfl�che zuordnet (siehe hierzu fi Rz. 48), voll anzusetzen sind. Aus Sinn und Zweck der
Norm, eine gleichm�ßige Ermittlung der Fl�chen unabh�ngig von der Nutzungsart zu gew�hr-
leisten, dÅrfte gleichheitskonform wie bei den Nutzfl�chen (siehe hierzu fi Rz. 82) eine voll-
st�ndige Erfassung dieser Fl�chen erforderlich sein.

Der nieders�chsische Gesetzgeber1 geht hingegen wohl davon aus, dass eine Ermittlung der
Wohnfl�che nach der Wohnfl�chenverordnung dazu fÅhrt, dass die Fl�chen von Neben- und
ZubehÇrr�umen (insbesondere von Kellerr�umen, Abstellr�umen und Kellerersatzr�umen au-
ßerhalb der Wohnung, WaschkÅchen, Bodenr�umen, Trockenr�umen, Heizungsr�umen und
Garagen), (vgl. § 2 Abs. 3 WoFlV) unberÅcksichtigt bleiben.

Die Wohnfl�chenverordnung ist nur bedingt dazu geeignet als taugliche Grundlage fÅr die Er-
mittlung der Wohnfl�che in einem Fl�chenmodell herangezogen zu werden.2 In einem Fl�-
chenmodell geht es um die gleichm�ßige Ermittlung der maßgeblichen Fl�chen unabh�ngig
von der Nutzungsart. Die Herausnahme bestimmter Fl�chen erfolgt bei Heranziehung der
Wohnfl�chenverordnung nur bei der Wohnnutzung und nicht bei den sonstigen Nutzfl�chen.
Die Wohnfl�chenverordnung zielt zudem darauf ab, die Anforderung an eine angemessene
den Wohnzwecken entsprechende WohnungsgrÇße im Rahmen der sozialen WohnraumfÇr-
derung vorzugeben. Dem Sinn und Zweck entsprechend werden nach der Wohnfl�chenverord-
nung bestimmte Fl�chen (Fl�chen mit einer lichten HÇhe unter zwei Metern, Balkone, Loggien,
Neben- und ZubehÇrr�ume etc.) nicht oder nur teilweise angerechnet, da diese fÅr die Frage
nach einer angemessenen WohnungsgrÇße nicht erheblich sind bzw. nicht im gleichen Maße
beitragen. Bei der Ermittlung der maßgeblichen Fl�che in einem Fl�chenmodell ist kein Grund
ersichtlich, diese Fl�chen bei einer Wohnnutzung auszunehmen, bei jeder anderen Nutzung
jedoch zu erfassen.Wenn die jeweilige Fl�che bei der Bestimmung der Nutzfl�che dem �quiva-
lenzgedanken entsprechend insbesondere die NutzungsmÇglichkeit der kommunalen Infra-
strukturleistungen abbildet, wird diese Fl�che auch bei der Wohnnutzung dem �quivalenz-
gedanken entsprechend die Nutzungs�quivalenz abbilden und mÅsste daher erfasst werden.
Geeigneter w�re die Nutzfl�che eines Geb�udes i. S. der DIN 277 (siehe zum Begriff fi Rz. 84)
auch bei der Wohnfl�che anzusetzen.

(Einstweilen frei)

NGrStG § 3 58 – 75 Maßgebliche Fl�chen
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1 Vgl. Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13 zu Abs. 2.

2 Vgl. zur Kritik, die WoFlV zur Ermittlung der Wohnfl�che heranzuziehen beim Bundesmodell Bock in Grootens, BewG
§249 Rz. 25.
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4. H�usliches Arbeitszimmer (§ 3 Abs. 1 Satz 2 NGrStG)

§ 3 Abs. 1 Satz 2 NGrStG bestimmt, dass ein h�usliches Arbeitszimmer als Wohnnutzung gilt.
Die Regelung dient der Verwaltungsvereinfachung,1 da damit klargestellt wird, dass sich eine
�nderung der Nutzung eines Raums hin zu einem h�uslichen Arbeitszimmer nicht auf die
HÇhe des �quivalenzbetrags auswirkt und keine neue Festsetzung des Grundsteuermess-
betrags erfolgt.

Was ein h�usliches Arbeitszimmer i. S. der Norm ist, wird im NGrStG nicht definiert. FÅr die
Frage, ob ein h�usliches Arbeitszimmer vorliegt, kommt es auf die einkommensteuerrechtlich
getroffene Entscheidung nicht an. Erfasst werden R�ume innerhalb einer abgeschlossenen
Wohnung, die zu Zwecken der EinkÅnfteerzielung genutzt werden. Nach der st�ndigen Recht-
sprechung des BFH2 zur Einheitsbewertung fÅhrt ein zur EinkÅnfteerzielung genutztes Arbeits-
zimmer innerhalb einer abgeschlossenen Wohnung nicht dazu, dass dieses seine Einordnung
als Wohnraum und damit die Zuordnung zur Wohnnutzung verliert. Diese Rechtsprechung
wollte der nieders�chsische Gesetzgeber Åbernehmen. Ob dies auch noch gilt, wenn das Zim-
mer einen eigenen, vom Hauptzugang zur Wohnung getrennten Zugang hat, ist zweifelhaft.

(Einstweilen frei)

5. Nutzfl�chen (§ 3 Abs. 1 Satz 3 NGrStG)

§ 3 Abs. 1 Satz 3 NGrStG bestimmt, dass die Nutzfl�che des Geb�udes maßgeblich ist, soweit
diese Fl�che nicht der Wohnnutzung zuzuordnen ist (Ansatz dem Grunde nach). Die Ermitt-
lung der Nutzfl�che soll nach Vorstellung des nieders�chsischen Gesetzgebers – vergleichbar
mit der Ermittlung der Wohnfl�che – nach einer sachgerechten und anerkannten Methode er-
folgen (Ansatz der HÇhe nach).3 HierfÅr soll die DIN 277 in Betracht kommen, aber auch jede
andere geeignete Methode.4 An der gesetzlich vorgeschriebenen Ermittlung der Nutzfl�che
nach der DIN 277 wurde im parlamentarischen Verfahren nicht festgehalten (siehe hierzu
fi Rz. 12). Die Kritik, die Auswahl der Methode zur Ermittlung der Nutzfl�che dem Steuer-
pflichtigen zu Åberlassen (siehe hierzu fiRz. 57), gilt auch hier.

Eine Definition, was Nutzfl�che i. S. des NGrStG ist, fehlt in § 3 NGrStG. Als Nutzfl�che dÅrfte
jede Geb�udefl�che anzusehen sein, die anderen als Wohnzwecken dient. Dient die Fl�che
mithin gewerblichen, freiberuflichen, Çffentlich-rechtlichen oder sonstigen Zwecken, die keine
Wohnzwecke sind, sind die Fl�chen als Nutzfl�chen anzusetzen. Es dÅrften auch Neben- und
ZubehÇrr�ume sowie Balkone und Loggien als Nutzfl�che anzusetzen sein.5

Wie Fl�chen anzusetzen sind, die eine lichte HÇhe von unter zwei Metern haben, bleibt abzu-
warten. Jedenfalls nicht begehbare oder fÅr eine dauerhafte Begehung nicht geeignete Fl�-
chen, wie Kriechkeller oder abgeh�ngte Versorgungsdecken, dÅrften außer Ansatz bleiben. So-
weit Fl�chen zu Betriebsvorrichtungen gehÇren, sind diese grds. nach § 243 Abs. 2 Nr. 2 BewG,
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1 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 18.

2 BFH, Urteil v. 9.11.1988 - II R 61/87, BStBl 1989 II S. 135 NWB AAAAA-92737.

3 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 19.

4 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 19.

5 So auch Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13 zu § 3 Abs. 2.
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der Åber § 2 Abs. 1 Satz 1 NGrStG, § 2 Nr. 2 GrStG auch fÅr die nieders�chsische Grundsteuer
Anwendung findet, ebenfalls nicht anzusetzen.1

Sollte die Nutzfl�che nach der DIN 277 angesetzt werden, ist nach Tz. 3.5 der DIN 277 derjeni-
ge Anteil der Geschossfl�che anzusetzen, der entsprechend der Zweckbestimmung des Geb�u-
des genutzt wird. Nicht zur Nutzfl�che gehÇren Verkehrsfl�chen wie Eingangsbereiche, Trep-
penr�ume, innere Rampen, AufzÅge und Flure, Rolltreppen, Technikfl�chen (Heizungsraum,
Maschinenr�ume, technische Betriebsr�ume) und die sog. Konstruktions-Grundfl�chen des
Geb�udes wie W�nde und StÅtzen.

(Einstweilen frei)

6. Leerstehende Geb�udefl�chen (§ 3 Abs. 1 Satz 4 NGrStG)

§ 3 Abs. 1 Satz 4 NGrStG bestimmt, dass nicht genutzte Geb�udefl�chen, die zuvor Wohnzwe-
cken gedient haben, bis zu einer Nutzung zu anderen Zwecken weiterhin als zu Wohnzwecken
genutzt gelten. Die Regelung dient der Verwaltungsvereinfachung, damit insbesondere in F�l-
len des Leerstandes einer Mietwohnung keine ge�nderte Feststellung der �quivalenzbetr�ge
und/oder Festsetzung des Grundsteuermessbetrags wegen einer Nutzungsart�nderung erfor-
derlich wird.2 Dies dÅrfte nach dem eindeutigen Wortlaut der Norm auch dann gelten, wenn
bereits mit Umbauarbeiten zur Herrichtung fÅr eine andere Nutzung als zu Wohnzwecken be-
gonnen wurde. Erst wenn die Nutzung zu anderen Zwecken tats�chlich erfolgt, dÅrfte eine
Einordnung als Nutzfl�che zu erfolgen haben. Eine zeitliche Einschr�nkung trifft § 3 Abs. 1
Satz 4 NGrStG nicht. Die jeweiligen Fl�chen gelten sowohl bei vorÅbergehendem als auch bei
mehreren Jahren andauerndem Leerstand einer Wohnung weiterhin als zu Wohnzwecken ge-
nutzt.

Nicht geregelt ist der Fall, dass Nutzfl�chen, die bisher zu anderen als Wohnzwecken genutzt
werden, leer stehen, aber als Wohnung genutzt werden kÇnnten und in Zukunft auch sollen
(bspw. bisher als Arztpraxis genutzte R�ume sollen zukÅnftig als Wohnung genutzt werden).
Jedenfalls wenn die Nutzung als Wohnung sofort mÇglich ist und entsprechende werbende
Maßnahme ergriffen wurden, sollte eine Einordnung als Wohnnutzung mÇglich sein.

(Einstweilen frei)

7. Vermietete Wohn- und Schlafr�ume zur kurzfristigen Beherbergung von Personen
(§ 3 Abs. 1 Satz 5 NGrStG)

§ 3 Abs. 1 Satz 5 NGrStG bestimmt, dass die Vermietung von Wohn- und Schlafr�umen zur
kurzfristigen Beherbergung von Personen keinen Wohnzweck darstellen. Nach der Gesetzes-
begrÅndung3 zielt die Vorschrift auf Hotels und Ferienwohnungen ab.

Nach dem Wortlaut des Gesetzes umfasst die Regelung auch Wohnr�ume, die (z. B. Åber ein
einschl�giges Internetportal) ggf. nur einmalig vorÅbergehend vermietet werden. DarÅber hi-
naus ergibt sich auch keine Einschr�nkung hinsichtlich der Anzahl der vermieteten Wohnr�u-
me. Die Vermietung einzelner Wohnr�ume dÅrfte damit ebenso wie die kurzfristige Vermie-
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1 Vgl. vertiefend Bock in Grootens, BewG §243 Rz. 89 ff.

2 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 18.

3 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 19.
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tung einer ganzen Wohnung oder eines Hauses (als Zusammenfassung mehrerer Wohnr�ume)
als nicht zu Wohnzwecken genutzt gelten. Dieser Lesart folgend, kann eine kurzfristige private
Vermietung eine Betragsfortschreibung der �quivalenzbetr�ge, eine Fl�chenfortschreibung
der Wohn- und Nutzfl�chen und eine neue Festsetzung des Grundsteuermessbetrags zur Folge
haben.1 Zumal eine der bundesgesetzlichen Regelung des § 222 Abs. 4 Satz 2 BewG2 zur Be-
stimmung des maßgeblichen Zeitpunkts fÅr die zugrunde zu legenden Verh�ltnisse fehlt. Die
Norm h�tte damit eine das Verwaltungsverfahren erschwerende Wirkung. Um der Regelung
einen sinnvollen Gehalt zu geben, sollte sie nur Anwendung finden, wenn die Vermietung zur
kurzfristigen Beherbergung mit dem jeweiligen Wohnraum dauerhaft an wechselnde Per-
sonen erfolgen soll oder jedenfalls auf Wiederholung angelegt ist.

Weder aus dem Gesetzeswortlaut noch aus der GesetzesbegrÅndung ist ersichtlich, welcher
Zeitraum als kurzfristig i. S. des § 3 Abs. 1 Satz 5 NGrStG gelten soll. Aus Sinn und Zweck der
Norm dÅrfte dies ein Zeitraum sein, fÅr den Åblicherweise eine nicht auf Dauer angelegte
�bernachtungsmÇglichkeit gesucht wird. Dies dÅrften in der Regel zwei bis drei Wochen sein
und sechs Wochen nicht Åbersteigen.

(Einstweilen frei)

8. Geb�ude, Geb�udeteile und Anlagen fÅr den Zivilschutz (§ 245 BewG)

§ 3 NGrStG trifft hinsichtlich der Nutzfl�chen keine Aussagen zu Geb�uden, Geb�udeteilen
und Anlagen fÅr den Zivilschutz. �ber § 1 Satz 2 und 3 NGrStG findet allerdings § 245 BewG
entsprechend Anwendung. Geb�ude, Geb�udeteile und Anlagen, die wegen der in § 1 des Zivil-
schutz- und Katastrophenhilfegesetzes bezeichneten Zwecke geschaffen worden sind und im
Frieden nicht oder nur gelegentlich oder geringfÅgig fÅr andere Zwecke benutzt werden, blei-
ben demzufolge bei der Ermittlung der �quivalenzbetr�ge außer Betracht.3

Auch hier stellt sich die Frage, ob die Nichterfassung dieser Fl�chen mit dem Sinn und Zweck
eines Fl�chenmodells vereinbar ist. Wenn die Fl�che ein Indikator fÅr die Nutzen�quivalenz ist,
gilt dies auch fÅr Fl�chen, die dem Zivilschutz dienen. In Betracht k�me eine Steuerbefreiung
fÅr diese Fl�chen. Diese Steuerbefreiung w�re jedoch im Anschluss an die Fl�chenermittlung
normenklar zu regeln. Im Bundesmodell spiegelt der Nichtansatz dieser Fl�chen die Ertraglo-
sigkeit wider4 und stellt damit keine Steuerbefreiung auf Bewertungsebene dar. Dieser Ge-
sichtspunkt kann in einem Fl�chenmodell jedoch nicht herangezogen werden.

(Einstweilen frei)
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1 Siehe hierzu Bock/Lapp in Grootens, NGrStG § 8 Rz. 53.

2 Siehe hierzu vertiefend Wredenhagen in Grootens, BewG §222 Rz. 161 ff.

3 Vgl. auch Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-
Drucks. 18/8995 S. 19; siehe vertiefend Bock in Grootens, BewG §245 Rz. 18 ff.

4 Str., vgl. vertiefend Bock in Grootens, BewG §245 Rz. 3.
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II. Garagen im Zusammenhang mit Wohnnutzung (§ 3 Abs. 2 NGrStG)

1. GeringfÅgigkeitsregel bei Garagen (§ 3 Abs. 2 Satz 1 NGrStG)

a) Allgemeines

Nach § 3 Abs. 2 NGrStG bleiben Nutzfl�chen von Garagen, die in r�umlichem Zusammenhang
zur Wohnnutzung stehen, der sie rechtlich zuzuordnen sind (siehe hierzu fi Rz. 131), bis zu ei-
ner Fl�che von 50 m2 außer Ansatz, auch wenn es sich um eine eigene wirtschaftliche Einheit
handeln sollte. Die GeringfÅgigkeitsregelung soll nach Ansicht des nieders�chsischen Gesetz-
gebers der VerfahrensÇkonomie dienen.1 Der nieders�chsische Gesetzgeber geht davon aus,
dass bei der Ermittlung der Wohnfl�che nach der Wohnfl�chenverordnung Garagen nicht zum
Ansatz kommen (vgl. § 2 Abs. 3 WoFlV). Dies h�lt er bei großen Garagen fÅr unangemessen,
sodass er mit § 3 Abs. 2 NGrStG lediglich Nutzfl�chen von Garagen bis zu einer Fl�che von
50m2 vom Ansatz ausnimmt.2 Diese Ansicht dÅrfte allerdings unzutreffend sein.Wenn die Ga-
ragenfl�chen Nutzfl�chen i. S.von § 3 Abs. 1 Satz 3 NGrStG sind und nicht zu den Wohnfl�chen
z�hlen, richtet sich der Ansatz der HÇhe nach nach der Methode fÅr Nutzfl�chen. § 3 Abs. 2
NGrStG wÅrde einen Nichtansatz der Fl�chen bis 50m2 dann erst begrÅnden und nicht den
generellen Nichtansatz auf Fl�chen bis zu 50m2 beschr�nken.

Zweifelhaft ist, zu welcher Nutzungsart die Fl�chen Åber 50 m2 zu z�hlen sind. Nach der hier
vertretenen Auffassung teilen Neben- und ZubehÇrr�ume das Schicksal der Hauptr�ume, zu
denen sie gehÇren (siehe fi Rz. 48). Dies wÅrde auch fÅr Garagenfl�chen gelten. Die Åber
50m2 liegenden Fl�chen der Garage w�ren dann zur Wohnfl�che zu addieren. In § 3 Abs. 2
Satz 1 NGrStG heißt es allerdings Nutzfl�chen von Garagen, sodass viel dafÅrspricht, die Åber-
steigende Fl�che als Nutzfl�che i. S.von § 3 Abs. 1 Satz 3 NGrStG zuzuordnen. Dies entspricht
auch dem Willen des nieders�chsischen Gesetzgebers.3 Die Fl�che der Garage ist dann ebenso
wie die Nutzfl�chen des Geb�udes (siehe hierzu fi Rz. 82 f.) zu ermitteln.

(Einstweilen frei)

b) Freibetrag oder Freigrenze

Bei der nicht anzusetzenden Fl�che von 50 m2 handelt es sich aus Sicht des nieders�chsischen
Gesetzgebers um einen Freibetrag, d. h., in die Berechnung des �quivalenzbetrags der Nutzfl�-
chen wird nur die 50 m2 Åbersteigende Fl�che einbezogen.4 Im ursprÅnglichen Gesetzentwurf
sollte die Reglung noch als Freigrenze ausgestaltet sein.5 Auch der jetzige Wortlaut der Norm
spricht entgegen der Intention des nieders�chsischen Gesetzgebers eher fÅr eine Freigrenze
(vgl. etwa den �hnlichen Wortlaut der Freigrenze in § 8 Abs. 2 Satz 11 EStG). FÅr die Ausgestal-
tung als Freibetrag h�tte rechtsklarer formuliert werden kÇnnen, dass ein Ansatz von Garagen-
fl�chen nur erfolgt, soweit sie eine Fl�che von 50 m2 Åbersteigen.
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1 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 19.

2 Vgl. Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13.

3 So ausdrÅcklich in Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13.

4 Vgl. Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13.

5 Vgl. Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13.
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Der Freibetrag von 50 m2 bezieht sich auf jede einzelne wirtschaftliche Einheit, sodass fÅr jede
Wohnung einer wirtschaftlichen Einheit bis zu 50 m2 Garagenfl�che unberÅcksichtigt blei-
ben.1

BBEEIISSPPIIEELL:: P Auf einem EinfamilienhausgrundstÅck befindet sich eine 60 m2 große Garage.

LL��SSUUNNGG:: P Die Garagenfl�che wird bis 50 m2 nicht angesetzt. Die Åbersteigenden 10 m2 sind hingegen
als Nutzfl�che anzusetzen.

(Einstweilen frei)

c) Begriff der Garage

Garagen sind Geb�ude (zum Geb�udebegriff siehe fi Rz. 43) oder Geb�udeteile, die vorrangig
dem Schutz von Kraftfahrzeugen dienen. Ob die Garage tats�chlich fÅr ein Kraftfahrzeug ge-
nutzt wird, dÅrfte grunds�tzlich genauso unerheblich sein wie eine Mischnutzung der Garage
fÅr weitere Zwecke (als Werkstatt oder Abstellfl�che). Die Grenze dÅrfte erst Åberschritten
sein, wenn die Garage baulich so hergerichtet ist, dass sie als vollwertiger (ggf. in die Woh-
nung integrierter) Wohnraum genutzt werden kann (insbesondere Isolierung, Heizung, einge-
baute Sanit�ranlagen), auch wenn die Garage ihrer GrÇße und Ausstattung nach nicht zum
dauerhaften Wohnen geeignet ist. Unerheblich ist, ob sich die Garage als selbst�ndiges Geb�u-
de außerhalb der Hauptr�ume befindet oder Teil des Hauptgeb�udes ist (bspw. integrierte Ga-
rage bei einem Einfamilienhaus, Tiefgaragenstellplatz in einem Mehrfamilienhaus). VomWort-
laut der Vorschrift umfasst sind (nur) Garagen, nicht also PKW-Stellpl�tze auf dem Grund-
stÅck, Carports u. �. Diese erfÅllen bereits den Geb�udebegriff nicht (siehe hierzu fi Rz. 43).

(Einstweilen frei)

d) R�umlicher Zusammenhang mit Wohnnutzung

Die Garage muss zur Wohnnutzung in einem r�umlichen Zusammenhang stehen. Dies ist un-
zweifelhaft gegeben, wenn sich die Garage auf derselben wirtschaftlichen Einheit befindet.
Das Tatbestandsmerkmal dÅrfte vor allem dann eine Rolle spielen, wenn die Garage eine eige-
ne wirtschaftliche Einheit bildet oder sich auf einer anderen wirtschaftlichen Einheit befindet.
Gedacht ist an GaragengrundstÅcke, die von der wirtschaftlichen Einheit bspw. durch eine
Straße getrennt sind, bei denen die einzelnen Garagen allerdings im Zusammenhang mit einer
Wohnung genutzt werden.

(Einstweilen frei)

e) Rechtliche Zuordnung zur Wohnnutzung

Voraussetzung fÅr die Inanspruchnahme des Garagenfreibetrags ist, dass die Garage der
Wohnnutzung rechtlich zuzuordnen ist. Eine rechtliche Zuordnung liegt bei einer dinglichen
VerknÅpfung zwischen Wohnfl�che und Garagenfl�che vor.2 Diese ist gegeben, wenn die Ga-
rage nach § 97 BGB wesentlicher Bestandteil des GrundstÅcks wird oder bei Wohnungseigen-
tum ein Sondernutzungsrecht fÅr einen Tiefgaragenstellplatz besteht.3 In diesen F�llen liegt in
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1 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 14.

2 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13.

3 Vgl. Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13 f.
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aller Regel eine einheitliche wirtschaftliche Einheit vor. Die rechtliche Zuordnung kann auch
bei einer lediglich vertraglichen VerknÅpfung gegeben sein, wenn also die Vermietung der Ga-
ragenfl�che im Zusammenhang mit der Vermietung der Wohnfl�che von demselben �berlas-
senden erfolgt.1 FÅr Garagenfl�chen, die in keinem rechtlichen Zusammenhang mit einer
Wohnnutzung stehen, ist die Norm nicht anwendbar.2

Von § 3 Abs. 2 NGrStG nicht erfasst werden Garagen eines Mieters, die dieser auf einem nahe-
gelegenen GaragengrundstÅck erworben hat, da zwischen Garage und Mietwohnung kein
rechtlicher Zusammenhang besteht.

Anders als Nebengeb�ude (siehe hierzu fi Rz. 151) ist es nicht erforderlich, dass die Garage
der Wohnnutzung zu dienen bestimmt ist. Der nieders�chsische Gesetzgeber vertritt diesbe-
zÅglich die Auffassung, dass Garagen Åblicherweise nur den Zweck h�tten, ein Fahrzeug unter-
zustellen und damit grunds�tzlich der Wohnnutzung dienten, weswegen insoweit die recht-
liche VerknÅpfung ausreiche.3 Sonstige Nebengeb�ude kÇnnten hingegen auch Nutzungen an-
derer Art enthalten, die nicht mit der Wohnnutzung im Zusammenhang stÅnden, wie bspw.
einen Kiosk.4 Diese Einsch�tzung dÅrfte verfehlt sein. Insbesondere grÇßere Garagen kÇnnen
auch zu anderen Zwecken, bspw. als Kfz-Werkstatt, genutzt werden.

(Einstweilen frei)

2. Garage als eigene wirtschaftliche Einheit (§ 3 Abs. 2 Satz 2 NGrStG)

Die Garage dÅrfte in der Regel mit dem Geb�ude und dem zugehÇrigen Grund und Boden zu
einer wirtschaftlichen Einheit gehÇren (z. B. Einfamilienhaus mit einer darauf befindlichen Ga-
rage).5 Nach § 3 Abs. 2 Satz 2 NGrStG kann der Freibetrag allerdings auch fÅr Garagen, die eine
eigene wirtschaftliche Einheit bilden, aber gleichwohl im r�umlichen Zusammenhang zur
Wohnnutzung stehen, der sie rechtlich zuzuordnen sind, in Anspruch genommen werden.
Praktische Bedeutung dÅrfte diese Regelung in F�llen haben, in denen ein GaragengrundstÅck
zwar noch in r�umlicher N�he zum WohngrundstÅck steht, aber (z. B. durch eine Straße) von
diesem getrennt wird (siehe bereitsfi Rz. 126 undfi Rz. 132).

(Einstweilen frei)

III. Nebengeb�ude im Zusammenhang mit Wohnnutzung
(§ 3 Abs. 3 NGrStG)

1. GeringfÅgigkeitsregel bei Nebengeb�uden (§ 3 Abs. 3 Satz 1 NGrStG)

a) Allgemeines

§ 3 Abs. 3 NGrStG bestimmt in Anlehnung an § 3 Abs. 2 NGrStG, dass Nutzfl�chen von Neben-
geb�uden, die in r�umlichem Zusammenhang zur Wohnnutzung stehen, der sie zu dienen be-
stimmt sind, bis zu einer Fl�che von 30 m2 außer Ansatz bleiben, auch wenn das Nebengeb�u-
de eine eigenst�ndige wirtschaftliche Einheit bilden sollte. Die GeringfÅgigkeitsregelung soll
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1 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13 f.

2 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 14.

3 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 14 zu Abs. 3.

4 Vgl. Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 14 zu Abs. 3.

5 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13.

132

133

134–135

136

137–140

141



nach Ansicht des nieders�chsischen Gesetzgebers der VerfahrensÇkonomie dienen.1 Der nie-
ders�chsische Gesetzgeber geht davon aus, dass bei der Ermittlung der Wohnfl�che nach der
Wohnfl�chenverordnung Grundfl�chen von Abstellr�umen und Kellerersatzr�umen außerhalb
der Wohnung nicht zum Ansatz kommen (vgl. § 2 Abs. 3 WoFlV). Dies h�lt er bei großen Ne-
bengeb�uden fÅr unangemessen, sodass er mit § 3 Abs. 2 NGrStG eine Begrenzung des Nicht-
ansatzes auf Nutzfl�chen von Nebengeb�uden bis zu einer Fl�che von 30 m2 fÅr erforderlich
h�lt.2 Diese Ansicht dÅrfte allerdings unzutreffend sein. Wenn die Fl�chen der Nebengeb�ude
Nutzfl�chen i. S.von § 3 Abs. 1 Satz 3 NGrStG sind und nicht zu den Wohnfl�chen z�hlen, rich-
tet sich der Ansatz der HÇhe nach nach der Methode fÅr Nutzfl�chen. § 3 Abs. 2 NGrStG wÅrde
dann einen Nichtansatz der Fl�chen bis 30 m2 erst begrÅnden und nicht den generellen Nicht-
ansatz auf Fl�chen bis zu 30 m2 beschr�nken.

Zweifelhaft ist, zu welcher Nutzungsart die Fl�chen Åber 30 m2 zu z�hlen sind. Nach der hier
vertretenen Auffassung teilen Neben- und ZubehÇrr�ume das Schicksal der Hauptr�ume, zu
den sie gehÇren (siehe fi Rz. 48). Dies wÅrde auch fÅr Fl�chen von Nebengeb�uden gelten. Die
Åber 30 m2 liegenden Fl�chen der Nebengeb�ude w�ren dann zur Wohnfl�che zu addieren. In
§ 3 Abs. 3 Satz 1 NGrStG heißt es allerdings Nutzfl�chen von Nebengeb�uden, sodass viel da-
fÅrspricht, die Åbersteigende Fl�che als Nutzfl�che i. S.von § 3 Abs. 1 Satz 3 NGrStG zuzuord-
nen. Dies entspricht auch dem Willen des nieders�chsischen Gesetzgebers.3 Die Ermittlung
der Nutzfl�chen der Nebengeb�ude erfolgt ebenso wie die Ermittlung der Nutzfl�chen des Ge-
b�udes (siehe hierzu fi Rz. 82 f.).

(Einstweilen frei)

b) Freibetrag oder Freigrenze

Bei der nicht anzusetzenden Fl�che von 30 m2 handelt es sich nach Ansicht des nieders�chsi-
schen Gesetzgebers um einen Freibetrag, d. h., in die Berechnung des �quivalenzbetrags der
Nutzfl�chen wird nur die 30 m2 Åbersteigende Fl�che einbezogen.4 Im ursprÅnglichen Gesetz-
entwurf sollte die Reglung noch als Freigrenze ausgestaltet sein.5 Auch der jetzige Wortlaut
der Norm spricht entgegen der Intention des nieders�chsischen Gesetzgebers eher fÅr eine
Freigrenze (vgl. etwa den �hnlichen Wortlaut der Freigrenze in § 8 Abs. 2 Satz 11 EStG). FÅr die
Ausgestaltung als Freibetrag h�tte rechtsklarer formuliert werden kÇnnen, dass ein Ansatz der
Nutzfl�chen von Nebengeb�uden nur erfolgt, soweit sie eine Fl�che von 30 m2 Åbersteigen.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Auf einem EinfamilienhausgrundstÅck befindet sich ein Ger�teschuppen von 20 m2 sowie ein
Gew�chshaus von 15 m2. Beide erfÅllen den Geb�udebegriff.

LL��SSUUNNGG:: P Die Fl�chen der Nebengeb�ude werden bis 30 m2 nicht angesetzt. Die Åbersteigenden 5 m2

sind hingegen als Nutzfl�che anzusetzen.

(Einstweilen frei)
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1 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 19.

2 Vgl. Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 14.

3 Vgl. so ausdrÅcklich in Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 13 zu Abs. 2.

4 Vgl. Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 14.

5 Vgl. Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 14.
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c) Begriff Nebengeb�ude

Ein Nebengeb�ude ist ein Geb�ude (zum Geb�udebegriff siehe fi Rz. 43), das den Zwecken
des Hauptgeb�udes dient und diesem in der Regel in GrÇße und baulicher Ausstattung unter-
geordnet ist. § 3 Abs. 2 NGrStG erfasst nur Nebengeb�ude und nicht sonstige Nutzfl�chen ei-
nes Geb�udes, auch wenn sie im Zusammenhang mit einer Wohnnutzung stehen. Keine Ne-
bengeb�ude sind Geb�ude, die baulich so hergerichtet sind (insbesondere Isolierung, Heizung
und Sanit�ranlagen), dass sie als vollwertiger Wohnraum genutzt werden kÇnnen, auch wenn
sie ihrer GrÇße und Ausstattung nach nicht zum dauerhaften Wohnen geeignet sind (bspw.
Wohnung in einem Poolhaus fÅr G�ste). Von der Vorschrift sollen insbesondere Schuppen und
Gartenh�uschen erfasst werden.1

(Einstweilen frei)

d) Zweckbestimmung des Nebengeb�udes

Voraussetzung fÅr die Inanspruchnahme des Freibetrags ist, dass das Nebengeb�ude der
Wohnnutzung zu dienen bestimmt ist. Nebengeb�ude kÇnnen auch Nutzungen anderer Art
enthalten, die nicht mit der Wohnnutzung im Zusammenhang stehen, wie bspw. einen Kiosk.
Solche eigenst�ndigen anderweitigen Nutzungen sollten nach dem Willen des nieders�chsi-
schen Gesetzgebers vom Freibetrag nicht erfasst werden. Dies werde durch die Voraussetzung,
dass die Nutzfl�chen der Nebengeb�ude der Wohnnutzung zu dienen bestimmt sein mÅssen,
sichergestellt.2

Die Nutzfl�chen von Nebengeb�uden, die nicht der Wohnnutzung zu dienen bestimmt sind
(z. B. Kioskh�uschen), sind voll in die Ermittlung des �quivalenzbetrags der Nutzfl�chen ein-
zubeziehen. Gleiches gilt, wenn das Nebengeb�ude zwar dem Hauptgeb�ude zu dienen be-
stimmt ist, das Hauptgeb�ude aber nicht Wohnzwecken dient (z. B. Lagergeb�ude zu einer
Werkstatt).

In Mischf�llen, wenn also das Hauptgeb�ude sowohl zu Wohn- als auch zu anderen Zwecken
genutzt wird, ist zu prÅfen, ob das Nebengeb�ude ausschließlich der Wohnnutzung oder den
anderen Nutzungen des Hauptgeb�udes zu dienen bestimmt ist. Zweifelhaft ist, ob § 3 Abs. 2
NGrStG auch in den F�llen Anwendung findet, wenn eine solche eindeutige Zuordnung nicht
mÇglich ist, das Nebengeb�ude also dem gemischt genutzten Geb�ude als Ganzem dient. Eine
entsprechende Regelung wie in § 8 Abs. 2 GrStG3 fÅr den Fall, wenn eine r�umliche Abgren-
zung nicht mÇglich ist, fehlt im NGrStG jedenfalls. Eine Zuordnung je nachdem, ob das Neben-
geb�ude Åberwiegend im Zusammenhang zur Wohnnutzung oder zur Åbrigen Nutzung steht,
dÅrfte daher nicht mÇglich sein. MÇglich w�re eine Aufteilung der Fl�che, wenn diese abgrenz-
bar zum Teil der Wohnfl�che und zum Teil den anderen Nutzungen dient. Eine solche Auftei-
lung kÇnnte sowohl nach Fl�chen als auch nach Nutzungszeiten erfolgen. Ist eine solche Auf-
teilung auch nicht mÇglich, kÇnnte eine Aufteilung entsprechend dem Verh�ltnis der Wohnfl�-
chen zu den Nutzungsfl�chen des Hauptgeb�udes vorgenommen werden.

(Einstweilen frei)

NGrStG § 3 151 – 160 Maßgebliche Fl�chen

1152 Bock/Lapp

1 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 19.

2 Nieders�chsische LT-Drucks. 18/9632 S. 14.

3 Siehe hierzu Lange in Grootens, NGrStG § 8 Rz. 28 ff.
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e) R�umlicher Zusammenhang

Das Nebengeb�ude muss zur Wohnnutzung in einem r�umlichen Zusammenhang stehen.
Dies ist unzweifelhaft gegeben, wenn sich das Nebengeb�ude auf derselben wirtschaftlichen
Einheit befindet. Das Tatbestandsmerkmal dÅrfte vor allem dann eine Rolle spielen, wenn das
Nebengeb�ude eine eigene wirtschaftliche Einheit bildet oder sich auf einer anderen wirt-
schaftlichen Einheit befindet. Dies ist bspw. bei in der N�he der Wohnung befindlichen Lager-
geb�uden der Fall, wenn diese den Geb�udebegriff erfÅllen und zur Wohnung gehÇren. Die
praktische Bedeutung dieses Tatbestandsmerkmals dÅrfte anders als bei den Garagen aller-
dings gering sein.

(Einstweilen frei)

2. Nebengeb�ude als eigene wirtschaftliche Einheit (§ 3 Abs. 3 Satz 2 NGrStG)

Neben- und Hauptgeb�ude bilden in der Regel gemeinsam mit dem zugehÇrigen Grund und
Boden eine wirtschaftliche Einheit. Nach § 3 Abs. 3 Satz 2 NGrStG kann der Freibetrag aber
auch fÅr Nebengeb�ude, die eine eigene wirtschaftliche Einheit bilden, aber gleichwohl im
r�umlichen Zusammenhang zur Wohnnutzung stehen, der sie zu dienen bestimmt sind, in An-
spruch genommen werden. Praktische Bedeutung dÅrfte diese Regelung allemal in F�llen ha-
ben, in denen das Nebengeb�ude zwar noch in r�umlicher N�he zum WohngrundstÅck steht,
aber (z. B. durch eine Straße) von diesem getrennt wird (siehe auch fi Rz. 161).

(Einstweilen frei)

IV. GrundstÅcke mit Geb�uden von untergeordneter Bedeutung
(§ 3 Abs. 4 NGrStG)

§ 3 Abs. 4 NGrStG erweitert die Definition eines unbebauten GrundstÅcks nach § 246 BewG.1

§ 3 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 NGrStG bestimmt, dass ein GrundstÅck als unbebaut gilt, wenn
die auf dem GrundstÅck errichteten Geb�ude eine Gesamtgeb�udefl�che von weniger als
30m2 haben. In diesem Fall bleibt gem. § 3 Abs. 4 Satz 3 NGrStG die Geb�udefl�che außer An-
satz und es bleibt beim Ansatz der Fl�che des Grund und Bodens. Die Regelung dient der Ver-
waltungsvereinfachung.2 Die bundesgesetzlich in § 246 BewG getroffenen Bestimmungen
zum Begriff des unbebauten GrundstÅcks3 bleiben im �brigen unberÅhrt (§ 3 Abs. 4 Satz 4
NGrStG).

Bei der PrÅfung, ob die Gesamtgeb�udefl�che unter 30 m2 liegt, sind alle Wohn- und Nutzfl�-
chen zu addieren, auch wenn ein Freibetrag nach § 3 Abs. 2 NGrStG fÅr Garagen oder nach § 3
Abs. 3 NGrStG fÅr Nutzfl�chen von Nebengeb�uden zu gew�hren ist (§ 3 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz
2 NGrStG).Wenn ein Bauwerk aus mehreren wirtschaftlichen Einheiten (bspw. ein Mehrfamili-
enhaus mit mehreren Eigentumswohnungen) besteht, ist zur PrÅfung, ob ein Geb�ude von un-
tergeordneter Bedeutung vorliegt, nach § 3 Abs. 4 Satz 2 NGrStG die Wohn- und Nutzfl�che
des gesamten Bauwerks zu ermitteln.

Systematische Kommentierung 161 – 172 § 3 NGrStG
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1 Siehe hierzu Bock in Grootens, BewG §246 Rz. 1 ff.

2 Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Nieders�chsischen Grundsteuergesetz, Nieders�chsische LT-Drucks.
18/8995 S. 19.

3 Siehe hierzu Bock in Grootens, BewG §246 Rz. 17 ff.
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BBEEIISSPPIIEELL:: P Ein speziell fÅr studentische BedÅrfnisse errichtetes Geb�ude besteht aus 10 Wohneinheiten
zu je 25 m2 Wohnfl�che, die jeweils Wohnungseigentum im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes
sind.

LL��SSUUNNGG:: P Die Wohneinheiten als Wohnungseigentum stellen jeweils eine wirtschaftliche Einheit des
GrundvermÇgens und damit ein GrundstÅck im Sinne des NGrStG dar. FÅr die Frage, ob die wirtschaft-
liche Einheit Wohnungseigentum unbebaut ist, sind nicht die einzelnen wirtschaftlichen Einheiten zu
betrachten, sondern das gesamte Bauwerk. Das Bauwerk hat eine Gesamtgeb�udefl�che von weit
mehr als 30 m2. Die einzelnen wirtschaftlichen Einheiten des Wohnungseigentums gelten daher nicht
nach § 3 Abs. 4 NGrStG als unbebaut.

GrundstÅcke, die nach Anwendung des § 3 Abs. 4 Satz 1 NGrStG als unbebaut gelten, fallen
nicht in den Anwendungsbereich des – im �brigen auch in Niedersachsen Anwendung finden-
den – § 25 Abs. 5 GrStG (sog. Grundsteuer C). § 25 Abs. 5 GrStG findet nur Anwendung fÅr be-
stimmte unbebaute GrundstÅcke i. S. des § 246 BewG.1 Ein GrundstÅck, auf dem sich ein be-
nutzbares Geb�ude mit einer Gesamtgeb�udefl�che von bis zu 30 m2 befindet, gilt zwar in
Niedersachsen nach § 3 Abs. 4 Satz 1 NGrStG als unbebautes GrundstÅck. Die Gemeinde dÅrfte
hierauf allerdings nicht den erhÇhten Hebesatz des § 25 Abs. 5 GrStG (sog. Grundsteuer C) an-
wenden, da es sich nicht um ein unbebautes GrundstÅck i. S. des § 246 BewG handelt.

(Einstweilen frei)

V. Rundungsregel (§ 3 Abs. 5 NGrStG)
§ 3 Abs. 5 NGrStG enth�lt eine Rundungsregel, die bestimmt, dass die ermittelten Fl�chen des
Grund und Bodens sowie des Geb�udes als maßgebliche Fl�chen auf volle Quadratmeter ab-
zurunden sind. Abzurunden sind jeweils separat die Wohnfl�chen und Nutzfl�chen bei einem
gemischt genutzten Geb�ude.

§ 4 NGrStG �quivalenzzahlen
(1) FÅr Geb�udefl�chen wird eine �quivalenzzahl von 0,50 Euro je Quadratmeter angesetzt.

(2) 1FÅr die Fl�che des Grund und Bodens wird eine �quivalenzzahl von 0,04 Euro je Quadratmeter ange-
setzt. 2Abweichend von Satz 1 gilt:

1. �bersteigt die Fl�che des Grund und Bodens das Zehnfache der Wohnfl�che, so wird die �quivalenz-
zahl nach Satz 1 fÅr den das Zehnfache der Wohnfl�che Åbersteigenden Teil der Fl�che nur zu 50
Prozent angesetzt, wenn die Geb�ude mindestens zu 90 Prozent ihrer Fl�che der Wohnnutzung die-
nen und soweit kein Fall der Nummer 2 Halbsatz 1 vorliegt.

2. Ist die Fl�che des Grund und Bodens zu mindestens 90 Prozent weder bebaut noch befestigt, wird
der �quivalenzbetrag fÅr die 10 000 m2 Åbersteigende Fl�che insgesamt wie folgt angesetzt: (Åber-
steigende Fl�che des Grund und Bodens in Quadratmetern x 0,04 Euro je Quadratmeter)0,7; in den
F�llen der Nummer 1 wird die �quivalenzzahl fÅr die Fl�che des Grund und Bodens bis zum Zehnfa-
chen der Wohnfl�che stets zu 100 Prozent angesetzt.

InhaltsÅbersicht Rz.

A. Allgemeine Erl�uterungen 1 - 25
I. Normzweck und wirtschaftliche Bedeutung der Vorschrift 1 - 5

NGrStG § 4 �quivalenzzahlen
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1 Bock in Grootens, BewG §246 Rz. 1 ff.
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